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Rudolf Schloz

Die Problematik der Veränderung 
der lateinamerikanischen Gesellschaft

Revolution, Reform oder Verteidigung des Status quo?

Gibt es eine „lateinamerikanische" Gesell-
schaft? Finden sich in dem riesigen Subkonti-
nent, von Mexiko bis Chile, dieselben oder 
wenigstens so nah verwandte Gesellschafts-
formen, daß man bei allen Unterschieden, die 
zweifellos gegeben sind, eine „Einheit" unter-
stellen darf, die Einheit, die es letztlich erst er-
möglicht, die anstehenden Probleme auf konti-
nentaler Ebene zu untersuchen?

Dies ist zweifellos die erste Frage, die eine 
klare Antwort fordert. Eine zweite Fragengrup-
pe schließt sich unmittelbar an, Fragen nach 
den Veränderungen dieser wie immer zu be-
schreibenden „lateinamerikanischen" Gesell-
schaft. Welche Veränderungen sind sichtbar, 
welche angestrebt, welches sind die Gründe, 
die Richtungen und Tendenzen, die Stärke die-
ser Veränderungen, welches sind ihre Ziele? 
Von wem werden diese Ziele angestrebt, von 
wem bekämpft?

Die dritte Fragengruppe schließlich: Welche 
Wege, welche Möglichkeiten, welche Chancen 
gibt es? Was wird mit den „Veränderungen" 
gewonnen? Ist der gangbare Weg die Revolu-

tion, die Reform oder die Verteidigung des 
Status quo? Wer gewinnt und wer verliert bei 
diesem Prozeß?

Die aufgeworfenen Fragen, die in drei Grup-
pen zu untersuchen sind, enthalten Spreng-
kraft, sie machen deutlich, daß nicht nur die 
Prozesse gesellschaftlicher Veränderung in ein 
Stadium gewaltiger Dynamik gelangt sind,

sondern auch die Diskussion darüber. Es wird 
ebenso deutlich, daß das eine vom anderen 
nicht mehr zu trennen ist, daß die Verhärtung 
der Fronten gleichzeitig die Verhärtung des 
Dialogs bedeutet, daß die Radikalität von 
Handlungen oder deren Forderung Ausfluß 
der Radikalität der verschiedensten dahinter-
stehenden Ideologien ist.

I. Die „lateinamerikanische“ Gesellschaft

Gehen wir von der Tatsache aus, daß Gemein-
samkeiten auf bestimmten Sektoren Unter-
schiede auf anderen Gebieten implizieren und 
daß die Behandlung von Gemeinsamkeiten die

Mit freundlicher Genehmigung des Instituts für 
Internationale Solidarität wird dieser Beitrag aus 
Band 10 der Schriftenreihe des Instituts als Vorab-
druck veröffentlicht. Der Band erscheint in Kürze 
unter dem Titel „Christliche Demokratie in Latein-
amerika" beim v. Hase & Koehler Verlag in Mainz. 

Abgrenzung durch die gleichzeitig vorhande-
nen Unterschiede nahezu zwangsläufig mit sich 
bringen wie auch die Behandlung der Unter-
schiede immer wieder zur Betrachtung der 
Gleichartigkeit führt. Die Suche nach den Ge-
meinsamkeiten muß zu der Frage führen, in-
wieweit einzelne Elemente, welche die Ausbil-
dung von Gesellschaftsformen bestimmen, oder 
wenigstens mitbestimmen, „kontinental" sind.



Diese Elemente sind ebenso in der Geographie 
und Geschichte wie in der Wirtschaft, der Poli-
tik und letztlich der Psychologie der einzelnen 
Gruppen zu suchen. Diese Faktoren sollen im 
folgenden kurz dargestellt werden.

1.   

Geographie

Geographische Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede machen vor den politischen Staatsgren-
zen nicht halt. Das „tropische Tiefland", die 
„Sierra", der „Altiplano", die „Pampa", die 
„tierra caliente", die „tierra fria", die „costa", 
all das sind Begriffe, nahezu Eigennamen, die 
quer durch die verschiedensten Länder berech-
tigte Anwendung finden. Damit sind von Land 
zu Land die verschiedensten geographischen 
Gemeinsamkeiten gegeben, die auf die Lebens-
art und die Entwicklung der Bewohner der 
jeweiligen Gegend direkten und bestimmen-
den Einfluß ausüben. Staatsgrenzen, die ja erst 
sehr spät, zum Teil willkürlich, zum Teil nach 
einem Krieg mit den Nachbarn, entstanden 
sind, konnten bis heute in vielen Fällen kei-
nerlei „Zäsur" in Lebensart und Zusammen-
gehörigkeitsgefühl gleicher Stämme bewirken. 
Vielfach ist es den dort lebenden Gruppen 
überhaupt noch nicht bewußt geworden, daß 
sie beispielsweise nicht nur Aimaras oder Que-
chuas sind, sondern darüber hinaus etwa Pe-
ruaner oder Bolivianer. Es ist den Motilonen 
im unwegsamen und von der Außenwelt abge-
schnittenen Grenzland zwischen Kolumbien 
und Venezuela tatsächlich bis zum heutigen 
Tag gleichgültig, ob sie Kolumbianer oder Ve-
nezolaner sind. Unerheblich mag es auch sein, 
ob die Indios um den Titicaca-See Bolivianer 
oder Peruaner sind. In diesen wie in vielen 
anderen Fällen spielen Staatsgrenzen vor den 
ethnischen Gemeinsamkeiten keine Rolle.

2. Geschichte

Für den Subkontinent Lateinamerika fallen 
eine Reihe von Gemeinsamkeiten auf, die in 
die Vergangenheit zurückreichen und gleichem 
oder ähnlichem Geschichtsablauf entsprechen.

Der Kontinent kannte in der vorkolumbiani-
schen Zeit in weiten Gebieten, besonders in 
den Gebirgsländern, aber auch in den tropi-
schen Urwäldern Mittelamerikas hochentwik- 
kelte Indianerkulturen, die zum Teil sehr 
eigenständig erscheinen, zum Teil aber auch 
erstaunliche Verwandtschaften untereinander 
aufweisen. So ist die Ähnlichkeit der aus mas-
sivem Gold hergestellten Kunst- und Kultge-
genstände der Chibchas (heutiges Kolumbien) 
und den gleichen in Mittelamerika aufgefun-
denen Gegenständen geradezu frappierend. 
Ebenso zeigen die Töpferarbeiten der Incas 
und der Azteken in Farbe, Form und Or-
namentik mehr Gemeinsamkeiten als Unter-
schiede. Gemeinsam war diesen vorkolumbia-
nischen Kulturen auch das großartige mathe-
matische und besonders astronomische Wissen, 
andererseits aber auch die verhältnismäßig 
dürftige Kenntnis auf dem Gebiet der Land-
wirtschaft.

Für weitere Gemeinsamkeiten sorgte die „Con- 
quista", die Eroberung des Kontinents durch 
Spanier und Portugiesen, die Zerstörung der 
alten vorkolumbianischen Kulturen, das Auf-
zwingen des Christentums durch die Eroberer, 
vor allem aber auch die Vermischung der 
europäischen Eroberer mit den Ureinwohnern 
und damit die Begründung einer neuen „Ras-
se". Die Kolonisation Lateinamerikas sorgte 
zweifellos für Gemeinsamkeiten in ungleich 
stärkerem Maße als sie Eigenständigkeiten 
herbeiführte. In ganz Lateinamerika läßt sich 
die heutige Bevölkerung unterteilen in wenig-
stens drei Hauptgruppen: Indios, Mestizen, 
Weiße. Dazu kommen in verschiedenen Län-
dern noch Neger, Mulatten sowie Orientalen, 
„Turcos" genannt. Unterschiedlich sind hierbei 
lediglich die Prozentzahlen der Zusammenset-
zung eines Volkes aus diesen einzelnen Grup-
pen, nicht jedoch die Zusammensetzung aus 
den ethnischen Gruppen selbst.

Die Tabelle über die Zusammensetzung der Be-
völkerung einzelner Länder macht die großen 
Unterschiede, wie sie von Land zu Land gege-
ben sind, deutlich. „Extreme" Positionen auf-
grund der Bevölkerungs-Zusammensetzung 



kommen Argentinien und Honduras zu. Die 
Zahl der reinrassigen Indios ist in Guatemala 
am höchsten. Der Anteil an schwarzer Bevöl-
kerung ist besonders hoch in Brasilien, wäh-
rend Haiti den üblichen Rahmen vollkommen 
sprengt.

Aufschlußreich ist, daß die amtliche Statistik 
Kolumbiens Mestizen und Indios zu einer 
Gruppe zusammenfaßt, während die Statistik 
für Peru Weiße und Mestizen in einer Gruppe 
ausweist. Allein diese Tatsache macht schon 
deutlich, daß es in Lateinamerika keine Ras-
sendiskriminierung gibt — eine weitere Ge-
meinsamkeit ! — und daß die Aufgliederung 
in Indios und Mestizen bzw. in Weiße und Me-
stizen zum Teil gar nicht möglich ist.

In ganz Lateinamerika (mit Ausnahme Brasi-
liens) ist der 12. Oktober gesetzlicher Feiertag. 
Der Tag wird als „dia de la raza" gefeiert, und 
der ursprüngliche Grund, die Entdeckung Ame-
rikas durch Kolumbus, ist längst in den Hinter-
grund getreten. Was ist hier mit „Rasse" ge-

meint, wo doch feststeht, daß sich jedes Volk 
des Kontinents aus rassisch verschiedenartigen 
Teilen zusammensetzt? Hier ist die Erkenntnis 
wichtig, daß sich „Volk" und „Rasse" nirgends 
auf der Erde decken und wohl auch in der Ver-
gangenheit nicht gedeckt haben.

Nach Hellpach kennen wir keine Rasse, „die 
als Ganzes in einer geschlossenen Volksge-
meinschaft lebte. Innerhalb der Räume, die von 
wesentlich einer Rasse bewohnt sind, ist diese 
rassisch homogene Bevölkerung in Völker-
schaften und Volksstämme aufgegliedert, die 
teilweise in grimmiger Feindschaft zueinander 
leben. Umgekehrt sind viele Völker, welche 
den sehr festen und bewußten Schicksalszu-
sammenhang der ,Nation' in sich ausgebildet 
haben, aus verschiedenen Rassen gemischt". 
Diese letztere Feststellung gilt zweifellos für 
ganz Lateinamerika2). Als gute Beispiele für 
das Bewußtsein, einer einzigen „Nation" anzu-
gehören, werden mit Recht immer wieder die 
Bevölkerung Chiles oder Mexikos genannt.

2) Willy Hellpach, Einführung in die Völkerpsycho-
logie, Stuttgart 1944, S. 29.
3) Zitiert bei Eric Verg, Manana ist es zu spät, 
Frankfurt 1962, S. 125.
4) Eric Verg, S. 128.

Rafael Caldera, der venezolanische Präsident, 
sagte: „Raza ist nicht biologisch aufzufassen. 
Wir sind eine kosmopolitische Rasse gewor-
den, eine Weltrasse. Raza ist also ein philoso-
phischer Begriff." 3) Schon Simon Bolivar 
dachte an eine neue „Rasse", als er schrieb: 
„Wir sind nicht Indianer und nicht Europäer, 
sondern eine Mischung zwischen den ur-
sprünglichen Besitzern des Landes und den 
spanischen Eroberern; a

4
lso Amerikaner von 

Geburt." ) Diese neue Rasse ist tatsächlich 
entstanden, und der gemeinsame Feiertag am 
12. Oktober hat seine Berechtigung. Zweifel-
los hat auch die gemeinsame, von den Con- 
quistadoren stammende europäische Sprache 
— Spanisch bzw. Portugiesisch — wesentlich 
zur Entwicklung des Bewußtseins der Zusam-
mengehörigkeit, der neuen Rasse, beigetragen.

Eine weitere, geschichtlich bedingte Gemein-
samkeit ist der Kampf um die Unabhängigkeit 



zu Beginn des letzten Jahrhunderts. Doch auch 
hier zeigt sich sofort wieder die Verschieden-
artigkeit: Während sich die Befreiung und Los-
lösung Brasiliens vom Mutterland Portugal un-
blutig, quasi mit der Einwilligung des Königs-
hauses in Lissabon in einer einzigen Willens-
erklärung vollzog, hatten die übrigen Teile 
des Kontinents ihre Freiheit in harten, bluti-
gen Auseinandersetzungen gegen das spani- 
nische Mutterland zu erkämpfen. Bis zum heu-
tigen Tag werden die Helden der Befreiung 
— Bolivar, San Martin, O'Higgins, Artigas, 
um nur die wichtigsten zu nennen — in allen 
Ländern des Kontinents gleichermaßen verehrt 
und gefeiert.

Eine weitere Gemeinsamkeit für alle Länder 
des Kontinents stellt die Einwanderung von 
Europäern im 19. und 20. Jahrhundert dar. Ita-
lienische, spanische, französische, irische, eng-
lische und vor allem auch deutsche „Kolonien" 
sind auf dem ganzen Kontinent anzutreffen 
und stellen für die jeweilige nationale Gesell-
schaft ein interessantes, aber oft problemati-
sches Phänomen dar: Ganz im Gegensatz zu 
europäischen Einwanderern in den USA be-
wahren diese Gruppen bis zur Gegenwart 
vielfach ihre nationalen Eigenheiten. Sie ha-
ben sich gegen die vollständige Integration 
gewehrt und bilden eigene Gemeinschaften, 
die sich von den echten „Einheimischen" gern 
distanzieren — und dies auch noch, wenn sie in 
zweiter und dritter Generation im Lande leben 
und längst die argentinische, chilenische oder 
brasilianische Staatsbürgerschaft besitzen.

3. Wirtschaft

Auch wirtschaftlich betrachtet werden eine 
ganze Reihe von Gemeinsamkeiten quer über 
den Kontinent deutlich. Der ganze Subkonti-
nent hat tropisches, im Süden subtropisches 
Klima. Die Erzeugnisse der Landwirtschaft ge-
hören demzufolge überwiegend der Welt der 
Tropen an. Kaffee und Bananen sind die typi-
schen Produkte. Dazu kommen Kakao und 
Tropenfrüchte aller Art. Wir haben es hier 
noch überwiegend mit Agrarländern zu tun, in 

denen allerdings die Industrialisierung immer 
rascher voranschreitet. Immerhin sind noch 
über die Hälfte der Gesamtbevölkerung in der 
Landwirtschaft tätig. Ein weithin sichtbares 
Charakteristikum ist hierbei die Monokultur, 
der Anbau nur eines Erzeugnisses. Trotz aller 
Bemühungen um die „diversificaciön" sind die 
Monokulturen noch weithin verbreitet. Sie 
wurden bisher durch die Außenhandelssitua-
tion der einzelnen Länder stark gefördert. Al-
len Ländern Lateinamerikas gemeinsam ist die 
Tatsache, daß sich ihr Export auf jeweils nur 
wenige pflanzliche, tierische oder auch mine-
ralische Rohstoffe beschränkt. Uruguays und 
Argentiniens %Exporte werden zu 90 °  von der 
Viehzucht und Landwirtschaft bestimmt. In den 
Andenländern Chile, Bolivien, Peru und in Ve-
nezuela machen Bergbauprodukte — Kupfer, 
Zinn, Zink, Erdöl, Eisen, Silber und Ble

%
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bis 90 °/  des Gesamtexports aus 5). Der Export 
Ecuadors ist überwiegend von Bananen be-
stimmt, der Export Kolumbiens und El Salva-
dors vom Kaffee.

5) Vgl. dazu Gustav Fochler-Hauke, Das politische 
Erdbild der Gegenwart, Berlin 1969, S. 350; sowie 
Wolfgang D. Hoeckle-Ritter, Die Stellung Latein-
amerikas im Welthandel, in: Lateinamerika in 
Wirtschaft und Weltpolitik. Schriftenreihe des In-
stituts für Internationale Solidarität, Bands, S. 51 ff.

Damit sind die Länder Lateinamerikas auf dem 
Weltmarkt mit „ihrem" Exportartikel bzw. mit 
den wenigen Produkten, die ihr Gesamtange-
bot ausmachen, allzusehr von den Industrie-
nationen abhängig und allzusehr das Opfer 
der langandauernden Verschlechterung der 
„terms of trade", der Exportbedingungen. Ge-
meinsam ist allen Ländern Lateinamerikas 
auch die außenwirtschaftliche Abhängigkeit 
von bestimmten Ländern. Wichtigster Handels-
partner sind für alle Länder die USA. An zwei-
ter und dritter Stelle kommen dann je nach 
Land, aber immer mit deutlichem Abstand hin-
ter den USA, die Bundesrepublik Deutschland 
und England. Diese starke Außenhandelsab-
hängigkeit von den USA, die noch zu dem oft 
fragwürdigen Verfolgen der amerikanischen 
Eigeninteressen in Lateinamerika kommt, läßt 
die Wut der Lateinamerikaner gegen Imperia-



lismus und Ausbeutung 
6
der Nordamerikaner 

immer stärker anwachsen ).

Monokulturen, Außenhandelsabhängigkeit 
und Schädigung durch die Verschlechterung 
der „terms of trade" sind somit die schwerwie-
gendsten Gemeinsamkeiten der Länder des 
Kontinents auf dem Gebiet der Wirtschaft. Die 
wenigen, an der Geographie und Geschichte 
des Kontinents sowie an den wirtschaftlichen 
Tatbeständen gewonnenen Einsichten lassen 
erkennen, daß — bei allen bestehenden Unter-
schieden — die Gemeinsamkeit so deutlich und 
so bestimmend stark ist, daß man mit Berech-
tigung von einer „lateinamerikanischen“ Ge-
sellschaft sprechen und deren Probleme ge-
meinsam untersuchen und darstellen kann7).

6) Fochler-Hauke, a. a. O.
7) Fochler-Hauke spricht mit derselben Berechti-
gung vom „Außenhandel Lateinamerikas" (a.a.O.); 
Tannenbaum untersucht Probleme wie Rasse, Reli-
gion, Erziehung und Politik auf kontinentaler Ebene 
(Frank Tannenbaum, Lateinamerika, Stuttgart 1963). 
Eine ganze Reihe von Autoren betont das gemein-
same Schicksal des ganzen Kontinents. (So z. B. 
Eduardo Frei: America Latina tiene un destino, 
Santiago de Chile 1967.)

4. Die lateinamerikanische Gesellschaft

Wie stellt sich nun diese lateinamerikanische 
Gesellschaft typischerweise dar? Bekannt ist 
ihre „klassische" Einteilung in mehrere „Schich-
ten" — eine Einteilung, der eindeutig stati-
sches Denken zugrunde liegt und die deshalb 
besonders in der Gegenwart immer fragwürdi-
ger für die praktische und immer unzureichen-
der für die theoretische Erkenntnisgewinnung 
ist. Nach dieser Einteilung ist der sichtbare 
Kopf der Gesellschaft die dünne, herrschende 
Oberschicht, welche die wirtschaftliche und 
politische Macht im Lande fest in Händen hält 
und sie im Sinne klaren Eigeninteresses mani-
puliert.

Die typischen Vertreter dieser Oberschicht 
— meist Oligarchie genannt, auch „las fami- 
lias" — stützen ihre Macht überwiegend auf 
den Großgrundbesitz („latifundistas") oder auf 
Industriezweige, die sie kontrollieren oder 

ganz in Händen haben („monopolistas"). Ihrer 
wirtschaftlichen und sozialen Geltung wegen 
wird diese Schicht auch „clase alta", „clase pri- 
vilegiada" oder „los poderosos" genannt. Die 
politische Bedeutung dieser Klasse wird da-
durch unterstrichen, daß sie typischerweise 
den Präsidenten des Landes sowie die übrigen 
wichtigsten Politiker stellt.

Unter dieser Oberschicht ist nach der hier vor-
genommenen Einteilung die Mittelschicht an-
gesiedelt, „la clasa media", eine im allgemei-
nen dünne Schicht der Gesellschaft, die es we-
der zu politischer noch zu wirtschaftlicher 
Macht gebracht hat, die aber dennoch ein deut-
liches Standesbewußtsein besitzt und in den 
meisten Ländern des Kontinents ständig 
— wenn auch langsam — im Wachsen ist. Zu 
dieser Gruppe zählen kleine, selbständige Ge-
schäftsleute, „los comerciantes", Angestellte 
und Funktionäre der öffentlichen Verwaltung, 
Angestellte von Privatbetrieben sowie Profes-
soren und Lehrer, die in einem festen Vertrags-
verhältnis arbeiten und somit ein bescheide-
nes, aber meist sicher zu erwartendes Einkom-
men haben.

Oft leitet sich daher auch der Anspruch, zu 
dieser Mittelschicht zu gehören, gar nicht aus 
den materiellen Möglichkeiten der Lebensge-
staltung ab, sondern aus der „capacidad men-
tal", aus geistigen Fähigkeiten also, die in 
einer oft sehr bescheidenen, aber doch klar 
über dem Durchschnitt liegenden Schul- und 
Berufsausbildung gewonnen wurde. Hierher 
gehört die Fähigkeit, lesen, schreiben und 
rechnen zu können, Fähigkeiten, die einen zur 
Tätigkeit hinter dem Schreibtisch eines Büros 
berechtigen (die auch in Lateinamerika gesuch-
ten „white collar jobs") und einen damit klar 
von der Unterschicht abheben. Auch in Latein-
amerika können Vertreter dieser Mittelschicht 
Eigentümer eines Hauses oder eines Autos 
sein.

Die nächste Schicht, die Unterschicht, „la clasa 
baja", setzt sich zusammen aus Arbeitern der 
Städte und Landarbeitern (obreros y campesi- 
nos). Es sind Gelegenheitsarbeiter oder einfa- 



ehe, doch in einem festen Vertragsverhältnis 
beschäftigte Hilfskräfte wie Arbeiter der Müll-
abfuhr, Boten und Pförtner bei Banken, Ver-
sicherungen, Ministerien und anderen öffent-
lichen Gebäuden, Nachtwächter und Gärtner. 
Zu dieser Gruppe zählt auch das Heer von An-
gestellten, Dienstboten und Kindermädchen in 
Privatfamilien. Die typischen Angehörigen 
dieser Klasse sind Analphabeten, oft mit einer 
geringen Schulbildung von ein, zwei oder viel-
leicht drei Jahren. Aufstiegschancen von Ver-
tretern dieser Gruppe in die höhere Mittel-
schicht sind innerhalb der „klassischen" Ge-
sellschaft als sehr gering anzusprechen.

Unter dieser Unterschicht der Gesellschaft ist 
in Lateinamerika noch eine weitere Gruppe zu 
sehen, ein echtes Spezifikum des Kontinents, 
kein Teil der .Gesellschaft' mehr, doch ein nicht 
zu übersehender Teil der Bewohner eines Lan-
des: die Marginalbevölkerung. Diese Gruppe 
ist keine „Schicht" oder „Klasse" mehr, denn 
sie ist weder in sich organsiert noch nach 
außen hin in irgendeiner geregelten Art ver-
treten. Es ist der Teil der Bevölkerung (los 
marginados), der vollkommen außerhalb der 
Gesellschaft dahinleben muß. Es sind die 
eigentlich Unterprivilegierten, die weder eine 
Ausbildung genossen haben noch die Mög-
lichkeit geregelter Arbeits-, Verdienst- und 
Lebensverhältnisse kennen. Diese Gruppe bil-
det die Callampas, Favelas, Ranchos, Barrios, 
Villas miseria, Barriadas und wie sie sonst noch 
heißen mögen: die Elendsgürtel um die Haupt-
städte und sonstigen großen Industriestädte 
des Kontinents. Sie bildet auch die Elendsker-
ne auf dem Land. Dieser Bevölkerungsteil lebt 
in latenter oder offener Arbeitslosigkeit oder 
arbeitet im „tertiären" Bereich, als Losverkäu-
fer, Schuhputzer, Gelegenheitsarbeiter, von der 
Not oft genug zum Diebstahl und Raub, zur 
Prostitution und anderen Vergehen, oft auch 
einfach zum Betteln getrieben. Diese Gruppe 
der Marginierten’ ist zahlenmäßig höchst be-
deutsam. (In Lima z. B. gehört ihr die Hälfte 
der Bewohner der Stadt an.) Sie ist in ständi-
gem, raschem Wachsen.

Soweit die Unterteilung der Gesellschaft nach 
dem klassischen, statischen Modell. Diese Glie-
derung deckt sich im übrigen nicht mit der 
ethnologischen Untergruppierung in Weiße, 
Mestizen, Indios und Schwarze8), wenn auch 
verallgemeinernd festzustellen ist, daß in Län-
dern mit starker Indio- und Mestizenbevölke-
rung die Oberschicht überwiegend von Wei-
ßen gebildet wird und der Anteil von In-
dios und Mestizen gerade bei der Marginalbe-
völkerung besonders hoch ist. In den Ländern 
mit beträchtlicher schwarzer Bevölkerung (Ko-
lumbien, Brasilien) ist dieser Bevölkerungsteil 
ebenfalls überwiegend der Unterklasse oder 
Marginalbevölkerung zuzurechnen. Anderer-
seits läßt sich die Zugehörigkeit von Weißen 
zur Unterschicht oder Marginalbevölkerung 
nirgends ausschließen, besonders nicht in Län-
dern mit einem hohen Anteil an weißen Be-
wohnern. Hier ist eine Tatsache bedeutsam, 
die bisher zu wenig beachtet wird, in naher 
Zukunft aber schon zum „Alptraum lateiname-
rikanischer Städte" werden kann9).

8) Vgl. Tabelle 1 auf S. 5.
9) Stephan Karlstetter, Die Situation der latein-
amerikanischen Sozialarbeit in Kolumbien, Peru, 
Ecuador und Bolivien. Bericht einer Studienreise, 
hektographiertes Manuskript, Bonn 1969.
10) Karlstetter, S. 12. Damit ist ein Teil der Margi-
nalbevölkerung zu den Lebenschwachen zu zählen. 
Zum Vergleich: Etwa die Hälfte der Obdachlosen 
der Bundesrepublik gehört ebenfalls in diese Ka-
tegorie.

Karlstetter weist mit Recht darauf hin, daß die 
Bewohner der Elendsgürtel um die Städte kei-
nesfalls alle „aus der Landflucht stammen, wie 
eine geläufige Meinung es will. Etwa die Hälf-
te von ihnen stammt aus der Stadt. Sie konn-
ten dort mit der rapid einsetzenden Stadtent-
wicklung nicht mehr Schritt h 10alten." )  Daß 
hierbei Weiße ebenso das Opfer schneller Ent-
wicklung werden können wie Indios und Me-
stizen ist nicht verwunderlich. Der Alptraum 
im Sinne Karlstetters wäre hierbei nicht darin 
zu sehen, daß Weiße der Marginalbevölkerung 
zuzurechnen sind, sondern daß nicht nur Land-, 
sondern in immer stärkerem Maße Stadtbe-
wohner, die bereits in die Gesellschaft inte-
griert waren, aufgrund zu geringer Lebens- 
„tüchtigkeit" zu Außenseitern der Gesellschaft 
werden.



II. Die Veränderungstendenzen innerhalb der Gesellschaft

1. Ausgangslage

Der lateinamerikanischen Gesellschaft wird 
immer wieder der Vorwurf der Statik, des Be-
harrens, des Festhaltens an Vergangenem ge-
macht. Der Vorwurf ist in dieser globalen 
Form sicher falsch. Selbst wenn politisch han-
delnde Teile der Gesamtgesellschaft nicht um 
Veränderung gleich welcher Art bemüht wä-
ren, was in keinem Land Lateinamerikas der 
Fall ist, wären Veränderungen in starkem Aus-
maß und sich steigerndem Tempo dennoch un-
vermeidlich. Einer der wichtigsten Gründe da-
für ist das Bevölkerungswachstum, das alle 
Länder des Kontinents ohne Ausnahme in eine 
Dynamik gerissen hat, die allein schon gewal-
tige Veränderungen in der Gesellschaft herbei-
führen muß. Es ist dies eine im Wachstum in-
härente Dynamik zur Veränderung der Ge-
sellschaft, die von der Dynamik der Verände-
rung durch den Willen p

11
olitisch handelnder 

Menschen zu unterscheiden ist ).

Die nebenstehende Tabelle 2 führt zu folgen-
den Erkenntnissen:

a) Das Bevölkerungswachstum ist in Latein-
amerika insgesamt größer als auf jedem ande-
ren Kontinent der Erde. Die Bevölkerung La-
teinamerikas wächst wesentlich rascher als die 
Gesamtbevölkerung Asiens oder Afrikas. Sie 
wächst mehr als viermal so rasch wie die Be-
völkerung Europas und fast dreimal so schnell 
wie die Bevölkerung Nordamerikas.

b) Das Bevölkerungswachstum innerhalb La-
teinamerikas weist von Land zu Land Unter-
schiede auf. Diese Unterschiede sind zum Teil 
gering (vgl. Dominikanische Rep. — Nicara-
gua), zum Teil beträchtlich groß (vgl. Uruguay 
und Argentinien mit El Salvador und Vene-
zuela). Diese Unterschiede lassen den Schluß 
zu, daß die Länder des Kontinents, die ver-
hältnismäßig stärker, entwickelt sind als an-
dere, ein geringeres Bevölkerungswachstum

11) Diese Art der Dynamik wird auf S. 11 ff. näher 
behandelt.
12) Quelle: Boletin Estadistico de America Latina. 

aufweisen als die rückständigeren Länder des 
Kontinents.

c) Aus der letzteren Erkenntnis läßt sich eine 
weitere Folgerung ableiten (aus der Tabelle 2 
nicht ersichtlich), die in Zukunft von allergröß-
ter Bedeutung sein wird: Innerhalb der Bevöl-
kerung eines Landes wachsen die zurückge-
bliebenen Schichten (Glase baja und Marginal-
bevölkerung) verhältnismäßig rascher als die 
Oberschichten, werden also von Jahr zu Jahr 
einen höheren Prozentsatz der Gesamtbevöl-
kerung ausmachen.

Die für die lateinamerikanische Gesellschaft 
relevante Erkenntnis daraus ist eindeutig: Al-
lein schon das natürliche Wachstum der Ge-



samtbevölkerung des Kontinents sowie jedes 
einzelnen Landes bringt zwangsläufige Verän-
derungen in der Gesellschaft mit sich, die 
zwar in der zahlenmäßig veränderten Zusam-
mensetzung zugunsten der unteren Schichten 
und der Marginalbevölkerung und zuungun-
sten der oberen Schichten in Erscheinung tre-
ten, sich aber bestimmt nicht darauf beschrän-
ken, sondern Auswirkungen auf alle Bereiche 
der Gesellschaft haben müssen. Dies wird be-
sonders bei der Projektion der gegenwärtigen 
Wachstumstendenzen auf die Zukunft deutlich. 
Während im Jahre 1968 in Europa etwa 180 
Millionen Menschen mehr lebten als in Latein-
amerika, werden im Jahre 2000 in Lateiname-
rika voraussichtlich 120 Millionen Menschen 
mehr leben als in Europa. Während es in La-
teinamerika im Jahre 2000 weit mehr als dop-
pelt soviel Venezolaner geben wird als ge-
genwärtig, werden „nur" eineinhalb mal so-
viel Argentinier und Uruguayer ihre Länder 
zusätzlich bevölkern.

Im Analogieschluß gilt wieder folgendes: 
Wenn heute in einem Land Lateinamerikas die 
Oligarchie 7 °/o und die Marginalbevölkerung 
30 °/o der Gesamtbevölkerung ausmacht, so 
können es im Jahr 2000 3 °/o für die Oberklasse 
und 50 °/o für die Marginierten sein.

Was bedeuten diese Wachstumsraten für die 
Veränderung der lateinamerikanischen Gesell-
schaft? In erster und letzter Konsequenz be-
deuten sie die unausweichbare Forderung, sich 
diesen Veränderungen so rasch und so gut wie 
möglich anzupassen, es sei denn, das Wachs-
tum als solches könne entscheidend geändert, 
etwa verringert werden. Oder es besteht eine 
Möglichkeit des stärkeren Wachsens der obe-
ren Schichten und des geringen Wachsens oder 
des nicht mehr Weiterwachsens der unteren 
Schichten. Dies allerdings ist in kurzer Zeit 
und mit entscheidenden Konsequenzen nicht 
zu erwarten. Bevölkerungs„explosion" bedeu-
tet ja nicht nur das rasche Wachsen, sondern 
auch das der Planung und Kontrolle nicht 
mehr genügend zugängliche Wachsen. Daher 
die Notwendigkeit, sich den Veränderungen 
anzupassen, wenn die Veränderungen nicht 

genügend rasch und umfas
13

send in den Griff zu 
bekommen sind ).

Das Wachstum der Bevölkerung bedeutet aber 
auch das Wachsen der Schwierigkeiten, die 
sich einer notwendigen Anpassung naturge-
mäß als Hindernis präsentieren. Das ra-
sche Wachsen bedeutet ein rasches Jüngerwer-
den der Gesamtbevölkerung. In Chile sind 
heute über 50 °/o der Bevölkerung unter 20 Jah-
re alt. In 20 Jahren werden es über 60 0/0 sein. 
Ähnliche Verhältniszahlen lassen sich für alle 
anderen Länder errechnen. Dies bedeutet ein-
mal, daß immer größere Teile der Gesamtbevöl-
kerung im nicht arbeitsfähigen Alter bzw. in der 
Ausbildung auf einen Beruf oder im Studium 
stehen. Mit anderen Worten bedeutet es, daß 
für die immer größer werdende Gesamtbevöl-
kerung ein verhältnismäßig immer kleiner 
werdender Teil von Arbeitenden das Sozial-
produkt erarbeiten muß. Es bedeutet anderer-
seits, daß der noch „orientierungslose", nicht 
festgelegte, unzufriedene, revolutionäre Teil 
der Bevölkerung, die Jugend im weitesten 
Sinn, zahlenmäßig ständig größere Bedeutung 
erlangt und die Krisenanfälligkeit des gesam-
ten „System 14s" somit verstärkt ).

Das Bevölkerungswachstum zwingt die Ge-
samtgesellschaft schließlich zu folgenden kon-
kreten Maßnahmen: Zusätzliche Gewinnung 
von Nahrungsmitteln zur Versorgung der grö-
ßeren Bevölkerung, zusätzlicher Bau von Woh-
nungen, von Schulen und Ausbildungsstätten 
aller Art, zusätzliche Ausbildung von Lehrern 
und Befähigung von Ausbildungsfachkräften, 
mehr Institute und Lehrstellen, mehr Arbeits-
plätze und zusätzliche Arbeitsmöglichkeiten.

Die Bemühungen der lateinamerikanischen Ge-
sellschaft, die heute bestehenden Defizite auf 
den genannten Gebieten zu beseitigen oder

13) Dennoch ist das Bemühen um die Kontrolle, Sen-
kung und Planung des Bevölkerungswachstums 
nach wie vor von allergrößter Wichtigkeit.
14) In Chile kommen z. B. auf zehn arbeitende Men-
schen 25 nichtarbeitende (Jugendliche im nicht be-
rufstätigen Alter bzw. in Ausbildung, Rentner, Ar-
beitslose). Dieses schon jetzt äußerst ungünstige 
Verhältnis wird sich der Tendenz noch weiter ver-
schlechtern.



wenigstens zu verringern, müssen unter die-
sem Zwang der zusätzlichen Notwendigkeiten 
als unzureichend angesprochen werden. Diese 
zusätzlichen ständig wachsenden Notwendig-
keiten sind letztlich dafür verantwortlich, daß 
sich trotz aller Anstrengungen die Versor-
gungslücke zwischen Industrieländern und 
Ländern der Dritten Welt im letzten Jahrzehnt 
nicht nur nicht verringert, sondern noch erwei-
tert hat. Den genannten Problemen steht aber 
eine Gesellschaft gegenüber, die sich durch 
schroffe, bisher unüberbrückbare Gegensätze 
charakterisiert.Tannenbaum betont mit Recht, 
es gäbe „wenig Stellen in der Welt, wo die 
Unterschiede zwischen den .Bürgern' der glei-
chen Nation so groß sind. Kulturell sind die 
meisten Nationen Lateinamerikas ein Kalei-
doskop ihrer Gesellschaft, von der primitiv-
sten bis zur differentiertesten, von den nack-
ten Amazonaskriegern (die in jedem Weißen 
ihren Feind sehen) bis zu den hochintellektuel-
len Kreisen in Quito, Lima oder Mexico-Ciu-
dad, die Sartre lesen und sich als Existenzia-
listen fühlen. Diese sozialen Gruppen, die auf 
demselben Staatsgebiet die Extreme menschli-
cher Erfahrungsweisen repräsenti
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eren, sind in 
Lateinamerika mehr verbreitet, als gemeinhin 
angenommen wird." )

Die große Divergenz zwischen theoretischem 
Erkennen und Umsetzen in die Praxis, die ja 
so oft und auf den verschiedensten Gebieten 
ihre unheilvolle Rolle spielt, ist auch hier mit-
verantwortlich, denn die Lehre von der Gleich-
heit aller Menschen ist zwar auch in den Ver-
fassungen der Länder Lateinamerikas enthal-
ten, doch der Gedanke, „daß innerhalb der 
Staatsnation die Kulturen gleicherweise legi-
timiert sind" 16),  hat sich bisher nicht in der 
Praxis durchgesetzt17). Das meist ererbte Pri-
vileg, zur Führungsschicht des Landes zu ge-
hören, verwandelt sich daher zusehends in ein 
drückendes Gewicht zur Verantwortung gegen-

15) Tannenbaum, S. 93.
16) Ders., S. 94.
17) Als bisher einzige Ausnahme kann Mexiko an-
gesehen werden.

18) Hierbei gilt, daß sich beide Wege zu Verände-
rungen gegenseitig bedingen und teilweise Zusam-
menhängen.

über den Notwendigkeiten, sich den Entwick-
lungstendenzen innerhalb der Gesellschaft 
rechtzeitig und möglichst umfassend zu stellen.

2. Die Veränderung der Gesellschaft 
als politische Forderung

Wenn von Veränderungen der lateinamerika-
nischen Gesellschaft die Rede ist, wird gemein-
hin nicht so sehr an die Dynamik zu Verände-
rungen gedacht, die das Bevölkerungswachs-
tum impliziert, als vielmehr an aktive Eingrif-
fe in den Prozeß seitens politisch handelnder 
Menschen, die Veränderungen gleich welcher 
Art nicht der „Entwicklung" überlassen, son-
dern selbst durch zielgerichtetes Handeln er-
reichen oder erzwingen wollen. Diese aktiven 
Eingriffe sind so sehr Mittelpunkt des Interes-
ses und der Polemik geworden, daß die erst-
genannten Veränderu

18
ngstendenzen oftmals 

nahezu übersehen werden ).

Hier ist von der Statik erstarrter Gesell-
schaftsformen nichts mehr zu spüren, hier tritt 
der Wandlungsprozeß in eine allesbeherr- 
sehende Dynamik. Aus den Schichten und Klas-
sen der traditionellen Gesellschaft werden 
Gruppen und Verbände, die gesellschaftspoli-
tische Schlüsselpositionen bezogen haben oder 
zu beziehen gewillt sind: politische Parteien 
Gewerkschaften, Unternehmerverbände, Stu-
dentenschaften, Jugendverbände, Lehrerver-
bände. Hierzu gehören in Lateinamerika die 
Armee und die Kirche, beide als politische 
Faktoren von meist entscheidender Bedeutung. 
Gesellschaftspolitische Bedeutung kommt 
außerdem Genossenschaften, Ausbildungsstät-
ten zur Berufsausbildung sowie dem Radio- 
und Fernseh-Schulwesen zu.

Es ist leicht nachzuweisen, daß diese Gruppen 
und Verbände sich nicht mehr mit den Schich-
ten und Klassen der traditionellen Gesellschaft 
identifizieren lassen, wenngleich dieser Ver-
such immer wieder gewagt wird. Danach wer-



den Mitglieder von Unternehmerverbänden 
pauschal der Oberklasse zugerechnet, Gewerk-
schaftsmitglieder der Unterklasse und der Mar-
ginalbevölkerung, Jugendverbände und Lehrer-
verbände „mehr den unteren Schichten", wäh-
rend die Zurechnung bei Genossenschaften, 
Studentenverbänden, Organisationen der „te- 
leeducaciön“ und der Armee kein einheitliches 
Schema mehr findet. Besonders interessant ist 
auch die Zurechnung der politischen Parteien 
zu den verschiedenen Klassen: Die konserva-
tiven und liberalen Parteien werden danach 
von Vertretern der Oligarchie gebildet, die so-
zialistischen, kommunistischen und sonstigen 
Revolutionsparteien wie auch demokratische 
Linksparteien von Arbeitern, Arbeitslosen und 
einigen Intellektuellen, die christdemokra-
tischen Parteien rekrutieren sich zum Teil 
aus dem Mittelstand, in überwiegendem Maße 
jedoch aus der Unterklasse.

Ideologisch wie politisch gesehen, sind Unter-
nehmer damit entweder konservativ oder libe-
ral, während die Arbeitnehmer z. B. entweder 
kommunistisch, sozialistisch oder christdemo-
kratisch sein müssen. Gemäßigte Parteien der 
Mitte fehlen bei diesem Versuch der Zurech-
nung, und dies ist etwa das einzige, was der 
Wirklichkeit tatsächlich standhält.

Wenn die Veränderung der Gesellschaft als 
politisches Postulat angesehen wird, muß da-
bei erkannt werden, daß Beweggründe zu den 
gewünschten Veränderungen politischer, wirt-
schaftlicher und sozialer Natur sein können. 
Welche Beweggründe die jeweils stärksten 
und wichtigsten sein sollen, kann nur am kon-
kreten Fall entschieden werden, wobei die 
Entscheidung verschiedenartig ausfallen wird, 
je nachdem, wer entscheidet. In der Theorie 
sind die politischen, die wirtschaftlichen und 
die sozialen Veränderungen als gleichberech-
tigt und gleichermaßen wichtig anzusprechen. 
Die Interdependenz der drei Faktoren ist zu-
dem allseitig gegeben, das heißt, wirtschaftli-
che Veränderungen erhalten entscheidende 
Impulse aus der Politik, aber auch aus der so-
zialen Entwicklung. Soziale Veränderungen 
wiederum hängen von der Politik und den 

wirtschaftlichen Möglichkeiten ab, während die 
Politik ihrerseits in Abhängigkeit von den bei-
den Faktoren Wirtschaft und Sozialdynamik 
zu sehen ist. Es besteht somit ein Dreiecks-
verhältnis zwischen wirtschaftlicher, sozialer 
und politischer Dynamik zur Veränderung. 
Die Intensität und Richtung der wechselseiti-
gen Einflüsse sind von Fall zu Fall verschie-
den und verändern sich außerdem in der Dyna-
mik des Prozesses fortwährend.

Auf die Praxis und die lateinamerikanische 
Gesellschaft angewandt bedeutet dies, daß al-
les Bemühen um Veränderung politisch ist. 
Vorzugsweise die Politik ist mit dem Wechsel 
(cambio) befaßt, gleichgültig, wie er im einzel-
nen konzipiert sein mag. Doch was heißt: die 
Politik befaßt sich mit dem Wechsel, mit den 
Veränderungen der Gesellschaft?

Bei der Beantwortung dieser Frage kommen 
wir zwangsläufig auf das Problem der Ent-
wicklung. Jede Veränderung der bestehenden 
Verhältnisse soll ja einen Fortschritt darstel-
len, letztlich einen Fortschritt für den Men-
schen, der für die Veränderung kämpft. Unter-
stellt ist hierbei ein konkretes, zielgerichtetes 
Interesse von Staat und Gesellschaft an Ent-
wicklung in jeder möglichen Form. Das Inter-
esse des Staates muß aber allen Teilen des von 
ihm vertretenen Volkes gleichermaßen zugute 
kommen. Dies ist jedoch in reiner Form gar 
nicht möglich, denn das Interesse des einen 
wird durch das Interesse des anderen begrenzt 
oder gestört, die Forderung einer Gruppe läuft 
den Zielen der anderen Gruppe entgegen. Die 
Tatsache, daß wirtschaftliche und soziale Ver-
änderunge 19n ) eine Einheit darstellen und 
meist auch zusammen gefordert werden, kann 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß es sich da-
bei um zwei ganz verschiedene Dinge handelt, 
die allerdings in wechselseitiger Beziehung zu-
einander stehen, wobei diese Beziehungen so-
wohl fördern wie auch hemmen können. Es 
sind hierbei vier verschiedene Fälle direkter 
Wirkung denkbar:

19) Von politischer Veränderung ist hier bewußt ab-
strahiert.



1. Die wirtschaftliche Entwicklung bringt eine 
günstige soziale Entwicklung mit sich,

2. die wirtschaftliche Entwicklung bringt so-
zialen Rückschritt,

3. die soziale Entwicklung wirkt sich positiv 
auf die wirtschaftliche Entwicklung aus,

4. die soziale Entwicklung wirkt sich negativ 
auf die wirtschaftliche Entwicklung aus ).20

20) Beispiel zu:
1) Die Industrialisierung, wie sie von allen Län-
dern Lateinamerikas angestrebt wird, kann das 
Problem der Arbeitslosigkeit lösen, damit neue 
Kaufkraft entstehen lassen und somit für bis-
her unterprivilegierte und marginierte Bevölke-
rungsteile materielle und soziale Besserung be-
deuten.
2) Die Industrialisierung kann vermehrte Frauen-
oder gar Kinderarbeit mit sich bringen, eine Erhö-
hung der Unfallquote, besonders für Arbeitsunfälle, 
eine Erhöhung der Risiken und das Nachhinken der 
Sicherungsmöglichkeiten für diese Risiken. (Vgl. 
dazu die industrielle Revolution in Europa.)
3) Die Integration der Marginalbevölkerung in die 
Gesellschaft, z. B. mit Hilfe der Alphabetisierung 
von Analphabeten und deren Berufsausbildung, er-
höht die Qualität der Arbeitnehmer und ermög-
licht der Industrie dadurch raschere Fortschritte.
4) Der Bau von Kindergärten und in noch höherem 
Maße der Bau von Arbeiterwohnungen, also der so-
ziale Wohnungsbau, benötigt große Summen von 
Kapital; diese Mittel könnten z. B. für den notwen-
digen Bau von Straßen, Brücken, Häfen, Staudäm-
men (Infrastrukturmaßnahmen) „produktiver" ange-
legt werden.
Diese vier Beispiele zeigen, wie kontrovers die 
Zielsetzungen hier sein können und in der Praxis 
auch sind.

21) Richard F. Behrendt, Soziale Strategie für Ent-
wicklungsländer, Frankfurt 1965, S. 166.
22) Vgl. hierzu vor allem den Beitrag von Hans- 
Ulrich Reh, Evolutionäre Formen für die lateiname-
rikanische Gesellschaft?, Bd. 10 der Schriftenreihe 
des Instituts für Internationale Solidarität.
23) Peter Heintz, Ein soziologisches Paradigma der 
Entwicklung, Stuttgart 1969, S. 7; von Interesse 
sind hierzu die Statistiken zur „Kontexanalyse" der 
lateinamerikanischen Länder, S. 161 ff.

In diesem Zusammenhang muß die Frage ge-
stellt werden, ob die wirtschaftliche oder die 
soziale Entwicklung Priorität verdient. Die 
Antwort auf diese Frage erfordert eine Ent-
scheidung, die aber gerade in Lateinamerika 
Gegenstand heftigster Polemik ist. Die Ent-
scheidungen dazu werden vom jeweiligen In-
teressenstandpunkt gefällt, wobei die Vertre-
ter einer Gruppe jeweils nur die Optik der 
eigenen Gruppe kennen und dabei berechtigte 
Interessen anderer Gruppen übersehen. Wich-
tig dabei ist auch, daß Anregungen für Verän-
derungsimpulse gerade in Lateinamerika nicht 
nur konkreter Art sind, sondern vielfach ab-
strakt ideologisch gegeben werden. Behrendt 
gliedert die Elemente der Veränderung in

„1) die anregenden, also die Leitbilder, seien 
sie konkreter Art, in der Form sichtbaren Ver-
gleichs mit Bessergestellten und ihren Lebens-
weisen, die nun als Vorbilder angenommen 
werden, oder abstrakt, als Informationen oder 
ideologische Botschaften;

2) die im engeren Sinne motivierenden, also 
die eigentlichen Mobilisierungsimpulse, und

3) die instrumentalen, also alle Verhaltens-
weisen, die dem Aufspüren, dem Erlangen und 
dem Einsatz von Mitteln für die Durchführung 
des Gewollten dienen!" )21

Aus diesen Gründen gewinnt die Gesellschafts-
politik im Rahmen der Gesamtentwicklung 
und besonders für die Veränderungen inner-
halb der Gesellschaft in Lateinamerika aller-
größte Bedeutung 22 ).

3. Wichtige Ziele der Veränderung der 
(lateinamerikanischen) Gesellschaft

Die Veränderungsimpulse, mögen sie aus der 
Praxis oder von der Ideologie her kommen, 
zielen zwar auf Öffnungen für den sozialen 
Wandel hin; „andererseits sagt der Begriff der 
Öffnung für den Wandel nichts über das Ziel, 
den Endpunkt der ausgelösten Bewegung aus. 
Er sagt auch nicht, ob die Bewegung auf Hin-
dernisse stoßen wird, die sie aufhalten oder 
ab 23lenken." ) Auf die Praxis übertragen heißt 
dies, daß sowohl die Ziele des sozialen Wan-
dels heftig umstritten sind als auch damit zu 
rechnen ist, daß das Streben nach einem kon-
kreten Ziel jederzeit auf Hindernisse der ver-
schiedensten Art und Richtung stoßen kann. 
Welches sind nun solche wichtige Ziele?



a) Die innere Integration

Das oben dargestellte Vorhandensein und das 
rasche Anwachsen der Marginalbevölkerung, 
die Existenz jenseits der Möglichkeiten der 
materiellen, geistigen, kulturellen, sanitären 
und medizinischen Bedürfnisbedfriedigung, 
das Ausgeschlossensein von der Möglichkeit, 
politisches oder gesellschaftliches Leben mitzu-
gestalten, die Unfähigkeit, sich als Mensch 
„realisieren" zu können — um einen Aus-
druck aus der christlichen Soziallehre zu be-
nützen —, mit anderen Worten, der Zwang 
zu einem Leben, das sowohl für die Gesell-
schaft wie für den Marginierten selbst „sinn-
los" ist, all das drängt nach rascher Lösung 
des Problems, wofür es letztlich nur eine Mög-
lichkeit gibt: die Einbeziehung der Marginal-
bevölkerung in die Gesellschaft des Landes 
mit dem Ziel einer neuen Gesellschaft aus bei-
den Teilen (la nueva sociedad). Die Öffnung 
für diesen Wandel muß der Mentalitätswan-
del darstellen, nicht nur bei den Marginier-
ten selbst, sondern auch bei allen Teilen der 
Gesellschaft.

Für die Integration sind selbstverständlich 
eine Reihe schwerwiegender Hindernisse zu 
erwarten, die auf objektive wie subjektive 
Gründe zurückgehen: Das Integrieren bisher 
marginierter Teile der Bevölkerung erfordert 
technische Pogramme von gewaltigen Aus-
maßen, die letztlich nur im Rahmen der integra-
len Entwicklung eines Landes zu lösen sind. 
Alphabetisierungsprogramme, Berufsausbil-
dung, Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten 
überwiegend durch Industrialisierung, Schaf-
fung von Wohnungen, Anschluß an Wasser- 
und Energieversorgung, an das Verkehrsnetz, 
gewerkschaftliche und genossenschaftliche Or-
ganisationsmöglichkeiten, bewußte Erziehung 
zum Staatsbürger und anderes mehr müssen 
hierbei ein geschlossenes Programm bilden.

Sowohl von der Finanzkraft als auch von den 
zur Verfügung stehenden Fachkräften her ist 
nahezu jede Regierung des Kontinents aber 
mit solchen Programmen überfordert. Dies er-
scheint nach außen als Haupthindernis. Dazu 

gesellen sich andere Hindernisse, die zum Teil 
in der Marginalbevölkerung selbst liegen, zum 
Teil aber in der etablierten Gesellschaft. Es 
gilt als erwiesen, daß weite Teile der Margi-
nalbevölkerung nicht mehr bildungsfähig sind, 
sei es, weil sie ein Alter erreicht haben, das 
die Bildungsunfähigkeit herbeigeführt hat24 ), 
sei es, daß sie aufgrund von Unterernährung 
in der Jugend und daraus resultierendem 
niedrigem Intelligenzniveau oder aufgrund der 
fehlenden Erziehung und daraus folgender mo-
ralischer Haltlosigkeit den Ansprüchen für Er-
wachsenenbildungskurse nicht genügen kön-
nen.

24) Dieses Alter muß bei Menschen, die noch nie in 
ihrem Leben systematisch „gelernt” haben, verhält-
nismäßig niedrig angesetzt werden, ewa bei 30 bis 
35 Jahren, denn auch das Lernen will gelernt sein, 
und zwar in der Jugend.
25) Diese Vorstellung wird von DESAL (Desarollo 
America Latina), Chile, der Organisation des Hilfs-
werks Misereor in Lateinamerika, vertreten.
26) Die dadurch entstehende Frage: was geschieht, 
wenn die innere Integration nicht gelingt? wird im 
dritten Teil dieses Beitrags behandelt.

Die etablierte Gesellschaft ihrerseits möchte 
die Marginalbevölkerung wahrscheinlich gar 
nicht integrieren, sondern sie als Außenseiter 
abhängig halten. Sie wünscht die nueva socie-
dad gar nicht, denn sie ist ihr zu heterogen, zu 
verschieden im Niveau, zu nachteilig oder we-
nigstens zu unsicher für den eigenen, bisher 
verfolgten Lebenszuschnitt. Hier liegt mögli-
cherweise das Haupthindernis für die innere 
Integration der Länder des Kontinents. Der 
Mentalitätswandel aber, der echten Integra-
tionsbemühungen vorausgehen muß, ist ein 
Generationsproblem.

Kann diese Schwierigkeit dadurch umgangen 
werden, daß die Marginalbevölkerung nicht in 
die jetzt bestehende, etablierte Gesellschaft in-
tegriert wird, daß sich vielmehr die beiden 
vorhandenen Teile, die Gesellschaft und die 
Marginalbevölkerung, aufeinanderzubewegen 
und schließlich eine neue, eigenständige Ein-
heit bilden?25 ) Diese Frage ist noch ungeklärt; 
es ist jedoch wahrscheinlich, daß es sich hier-
bei lediglich um eine neue Variante 
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handelt, 
die das alte Problem jedoch auch nicht lösen 
kann ).



b) Die äußere Integration

Die Notwendigkeit des wirtschaftlichen Zusam-
menschlusses der Staaten des Kontinents 
einerseits und die vielfältigen ethnologischen 
und soziologischen Verwandtschaften der Be-
wohner dieser Staaten untereinander an-
dererseits erfordern auch ein rasches wei-
teres Zusammenwachsen der Ge

27
sellschaft des 

Kontinents. Die ALALC )  und der gemeinsa-
me Markt Zentralamerikas sind bedeutende 
Anfänge auf wirtschaftlichem Gebiet: Diese 
äußere Integration ist ein wichtiges Ziel latein-
amerikanischer Politik und von allen Präsiden-
ten des Kontinents 1967 auf der Konferenz 
von Punta del Este in Uruguay feierlich bejaht 
worden. Wenn diese äußere Integration zu-
nächst auch überwiegend wirtschaftliche Ziele 
zeigt, steht doch fest, welch gewaltige soziale 
Bedeutung sie hat und in Zukunft noch stärker 
bekommen muß, denn eine unbefriedigende 
Wirtschaftsentwicklung bedeutet Arbeitslosig-
keit, Unterernährung, Hilfslosigkeit und Le-
bensangst — alles Phänomene, die sich als 
Druck auf die Gesellschaft des Kontinents aus-
wirken.

Daß diese äußere Integration über das Wirt-
schaftliche hinaus gerade auch notwendige Im-
pulse für die Umstrukturierung der Gesell-
schaft zu erbringen hat und in dieser Richtung 
konzipiert ist, geht aus den Worten des chile-
nischen Präsidenten Frei hervor, der in diesem 
Zusammenhang am 16. August 1966 in Bogota 
sagte: „Die Völker, die zerrissen und zerstrit-
ten sind, werden immer kleiner, immer unbe-
deutender. Sie sind reine Objekte der Ge-
schichte, keine gestaltenden Kräfte; müssen 
Entscheidungen, die andere über sie ohne ihre 
Mitwirkung fällen, einfach annehmen und aus-
führen. Geteilt und uneinig wie wir sind, kön-
nen wir unsere Naturschätze und vielfältigen 
Möglichkeiten nicht nutzen, wir verschwenden 
unsere Reserven und unsere menschlichen 
Kräfte, wir leben in Abhängigkeit von For-
schung und Technik der anderen und halten so *

27) Lateinamerikanische Freihandelszone (Asocia- 
cin Latinoamericana de Libre Comercio).

unsere Völker in einer Unterentwicklung, die 
sich in Elend und Angst, Arbeitslosigkeit und 
Unwissenheit sowie Krisen aller Art kund-
tut." Aufgrund gemeinsamer geschichtlicher 
Vergangenheit, aufgrund der gemeinsamen 
Sprache und aufgrund derselben moralischen 
und kulturellen Grundlagen ruft Frei dagegen 
zum Zusammenschluß aller Lateinamerikaner 
auf.
Die äußere Integration wird neben allen wirt-
schaftlichen Vorteilen die Möglichkeit bieten, 
die Umwandlung der Gesellschaften als ge-
meinsame Aufgabe gleichzeitig und solidarisch 
anzugehen. Darüber hinaus gilt es, der größten 
soziologischen Einheit — der lateinamerikani-
schen Gesellschaft — eine stärkere internatio-
nale Position zu verschaffen, besonders gegen-
über den Großmächten und den Wirtschaftszu-
sammenschlüssen Europas.

Ähnlich wie der internen stellen sich auch der 
externen Integration die verschiedensten Hin-
dernisse in den Weg. Hier sind besonders die 
Wirtschaftsformen mit starker Bedeutung der 
Monokulturen zu nennen, ferner Grundstoffin-
dustrien, die unter ausländischer, meist nord-
amerikanischer Kontrolle stehen und die Inte-
gration ablehnen, provinzlerischer Nationalis-
mus sowie die Tatsache, daß die interne Inte-
gration nicht erreicht ist. Als ein weiteres Hin-
derniswird immer mehr die Tatsache angespro-
chen, daß die 19 lateinamerikanischen Staaten 
zusammen mit den USA die „Organizaciön de 
Estados Americanos (OAS)" bilden, was den 
USA weitgehend Einfluß in Lateinamerika ver-
schafft, der sich zum Nachteil der Integrations-
bemühungen auswirkt.

Auch die äußere Integration bedarf des Men-
talitätswandels der Mehrzahl der Integrations-
willigen. Das Konzept der absoluten staatli-
chen Souveränität muß besonders in den Län-
dern, die sich zu den größeren rechnen, einer 
übernationalen Ideologie weichen. Die „Block-
mentalität" muß ferner vor der Politik friedli-
cher Koexistenz verschwinden und die politi-
sche Verfassung aller Integratiönswilligen 
muß auf dem Recht auf Selbstbestimmung des 
Volkes aufbauen und pluralistische Gesell-
schaftsformen bejahen und fördern.



c) Soziale Gerechtigkeit

Ein weiteres wichtiges Ziel, das den beiden 
vorgenannten in seiner Bedeutung nicht nach-
steht, ist die Erlangung sozialer Gerechtigkeit 
im weitesten Sinne. An erster Stelle bedeutet 
dies die vollständige Neuordnung der Eigen-
tums- und Besitzverhältnisse an Grund und 
Boden, sei er landwirtschaftlich, industriell 
(Grundstoffindustrien) oder bisher gar nicht 
genutzt; die Neuordnung der Einkommensver-
hältnisse, der zwischenmenschlichen Beziehun-
gen in der Arbeitswelt, die Neugestaltung der 
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsmöglichkei-
ten von Arbeitnehmern, Abbau alter Privile-
gien, weitere Streuung politischer Verantwor-
tung. Gefordert werden diese Ziele über ent-
sprechende Reformen, also Agrarreform (refor- 
ma agraria), Unternehmensreform (reforma de 
la empresa), Steuerreform (reforma tributaria), 
Bankenreform (reforma bancaria), Verfas-
sungsreform (reforma constitucional), Mitbe-
stimmung (cogestiön) und schließlich Städte-
baureform (reforma urbana) zur Neuregelung 
des städtischen Grundbesitzes.

Die Erfüllung all dieser Forderungen muß ra-
dikal, das heißt von Grund auf, durchgreifend 
und schnell erfolgen. Sie bedeutet revolutionä-
ren Wandel der bisherigen Gesellschaftsstruk-
turen, sie ist unumgängliche Notwendigkeit 
und muß ebensosehr wie die interne Integra-
tion zur neuen Gesellschaft führen. Das Ziel 
läßt sich nach der Meinung zahlreicher Ideolo-
gen nur dann erreichen, wenn die soziale Ge-
rechtigkeit zum sozialen Frieden (paz social), 
wird, der nach Thomas von Aquin die „Ruhe 
in der Ordnung" darstellt28 ). Juan Pablo Ter-
ra (Uruguay) interpretiert die Forderung Tho-
mas' dahingehend, daß der Zustand, in dem 
jedes Ding an seinem Platz ist, jeder über das 
ihm Zustehende verfügt und alle Teile nicht 
nur am Gemeinwohl Anteil haben, sondern 
auch dazu beitragen, die geforderte „Ruhe in 

28) Vgl. dazu Juan Pablo Terra, Mistica, Desarrollo 
y Revoluciön, Montevideo 1966; Benjamin Miguel, 
Democracia Cristiana, La Paz 1966; Jaime Castillo, 
Las fuentes de la Democracia Cristiana, Santiago 
1968. 29) Terra, S. 192.

der Ordnung" bedeute. Damit ist Ordnung mit 
Gerechtigkeit gleichzusetzen und damit wird 
der Friede zur „Ruhe in der Gerechtigkeit" 29 ).

d) Menschenwürde und Chancengleichheit

Die beiden letzten Ziele, die stärkere Achtung 
der Menschenwürde und die Schaffung von 
Chancengleichheit, hängen eng mit den Forde-
rungen nach der sozialen Gerechtigkeit zusam-
men. Menschenwürde bedingt in Lateinameri-
ka die größere Achtung der Regierenden und 
Mächtigen der Gesellschaft vor den Regierten, 
Schwachen und Einflußlosen. Es bedeutet das 
Ende von Terror- und Willkürherrschaften, 
unter denen der Kontinent traditionell krankt 
(z. B. Haiti), das Ende von Folterung politischer 
Gegner oder auch nur mutmaßlicher Feinde des 
Regimes, das Ende der Verweigerung von 
Grundrechten und Grundfreiheiten wie Pres-
se-, Rede- und Versammlungsfreiheit sowie 
die Freiheit zu politischen Zusammenschlüs-
sen, zu Gewerkschaften und zu Selbsthilfeor-
ganisationen.

Diese Forderungen wenden sich besonders an 
die Diktaturen des Kontinents sowie an die 
Kreise, welche die politische Macht kontrollie-
ren und ausüben, sei es die Armee, deren Hal-
tung zur Ausbreitung oder Verhinderung frei-
heitlicher Systeme von entscheidender Wich-
tigkeit ist, seien es zivile Gruppen der Oli-
garchie und deren Mitläufer aus Eigennutz.

Die Chancengleichheit zielt auf die Beseiti-
gung jeder Diskriminierung ab, wie sie in vie-
len Fällen aus der Kolonialzeit übernommen 
ist. Dazu zählt das In-Abhängigkeit-Halten der 
„dienenden Schicht", der abhängigen Landar-
beiter (inquilinos), des Hauspersonals (em- 
pleadas, mozos), der traditionelle Paternalis-
mus, dem vielleicht zwar einige gute Seiten 
zuzuerkennen sind, der aber Unselbständigkeit 
ebenso wie Lebensuntüchtigkeit über Genera-
tionen gefördert hat.



Die Beseitigung der Diskriminierung ist ein 
erster Schritt, dem sofort weitere folgen müs-
sen: die Organisation der Massen, die Unter-
weisung in der Fähigkeit, sich einzeln oder 
— noch wichtiger — in Verbänden, Gruppen 
und Organisationen zum Gestalter des eigenen 
Schicksals zu machen. Dies erfordert große 
Fortschritte und Änderungen auf dem Gebiet 
der Bildung, wie sie in der Bildungsreform (re- 
forma educacional und als wichtige Unterglie-
derung dazu reforma universitaria) angestrebt 
werden. Es bedingt ferner die „Promociön 

populär" im weitesten Sinne, die konsequent 
durchgeführt werden muß. Darunter ist ein 
Prozeß der Erziehung und Organisation des 
Volkes zu verstehen, das dadurch befähigt 
werden muß, aktiv an der Entwicklung seines 
Landes mitzuarbeiten und selbst Lösungen für 
seine Probleme zu finden und in die Tat um-
zusetzen. Letztlich bedeutet es das notwendige 
Wecken eigener Initiative und Schaffenskraft 
und ist damit genau das Gegenteil des bisher 
herrschenden Paternalismus 30 ).

30) Chile ist das erste Land Südamerikas, in dem 
Promociön Populär auf Regierungsebene verwirk-
licht wird und seit 1914 eine wichtige Säule des 
Regierungsprogramms darstellt.

31) Lester Pearson, Partners in Development, New 
York 1969.

III. Möglichkeiten zur Erreichung der Ziele

Nach der Begründung der Notwendigkeiten, 
die Gesellschaft zu verändern, und nach der 
Weisung der anzustrebenden Ziele stellt sich 
schließlich die entscheidende Frage, ob und auf 
welche Weise, über welche Wege also, diese 
Ziele erreicht werden können. Mittel und We-
ge zur Erreichung der Ziele sind im vorgege-
benen Thema umschrieben mit Revolution, Re-
form oder Verteidigung des Status quo.

1. Status quo

Es mag verwundern, daß auch die Erhaltung 
des Status quo angeführt ist. Meist wird näm-
lich unterstellt, daß die Verteidiger der beste-
henden Verhältnisse gegen jede Veränderung 
der Gesellschaft seien, die Entwicklung auf so-
zialem Gebiet also zu blockieren suchten. Die-
se Unterstellung ist in der vorgetragenen pau-
schalen Form sicher nicht richtig. Auch die Ver-
treter des Status quo wollen eine rasche Ent-
wicklung, in erster Linie natürlich wirtschaft-
liche Entwicklung. Aber sie verneinen die Be-
rechtigung sozialer Entwicklungen und Ver-
änderungen darob nicht kategorisch. Aller-
dings sehen sie die Voraussetzungen dazu „ge-
genwärtig" als noch nicht gegeben an.

Ziel dieser Gruppe ist daher erstrangig die Er-
höhung des Pro-Kopf-Einkommens über ra-
sches Wirtschaftswachstum, und daraus abge-
leitet graduelle Verbesserungen auf sozialem 
Gebiet in 
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der ähnlichen Art, wie sie in Europa 
erreicht worden sind. Der jüngst erschienene 
Pearson Report )  schlägt den Industrielän-
dern eine zusätzliche Bereitstellung von Mit-
teln für Entwicklungsaufgaben vor. Mit diesen 
Mitteln soll die größtmögliche Zahl von Län-
dern der Dritten Welt soweit gebracht werden, 
daß sie aus eigener Kraft und langfristig ge-
sehen ihr Pro-Kopf-Einkommen um 6 v. H. 
jährlich steigern können.

Dabei werden 6 0/0 als Minimum bezeichnet, 
da wegen des raschen Bevölkerungswachs-
tums von 3 % im Durchschnitt des Kontinents 
eine Steigerung des Pro-Kopf-Einkommens 
unter 3 v. H. Rückschritt und eine Steigerung 
von 3 v. H. Stagnation bedeuten würde. Nach 
Pearson läßt sich dieses Ziel in den 70er Jah-
ren in den meisten Ländern Lateinamerikas 
erreichen, zumal das durchschnittliche Wirt-
schaftswachstum auf dem Kontinent im ver-
gangenen Jahrzehnt nahezu 5 v. H. jährlich 
erreichte.

Diese Marschroute der Entwicklung wollen die 
Gruppen einschlagen, die zwar soziale Ent-
wicklung, soweit sie sich aus wirtschaftlicher



Entwicklung herleiten und auch materiell ver-
treten läßt, als berechtigt ansprechen, von der 
Ablösung der alten Gesellschaft durch eine 
neue und besonders von der Änderung der 
Eigentums- und Besitzverhältnisse jedoch 
nichts wissen wollen. Sie werden in Latein-
amerika „desarrolistas" genannt, also Anhän-
ger einer Entwicklungsrichtung, welche die 
Gesellschaft in ihrer jetzigen Form weiterbe-
stehen lassen möchte und ihre Grundstruktu-
ren nicht antastet.

Aus vielen einsichtigen Gründen ist die Posi-
tion dieser Gruppe sehr schwach. Das Be-
streben, hauptsächlich wirtschaftliche Entwick-
lung durch Kopieren europäischer oder nord-
amerikanischer Modelle zu erreichen — und 
dies oft genug unter Mißachtung von Er-
fordernissen der sozialen Entwicklung —, 
kann auf die Dauer keinen Erfolg bieten. Es 
wird immer deutlicher, daß die Entwicklung, 
gleich welcher Art, sich der charakteristischen, 
eigenständigen Werte eines Volkes annehmen 
muß, desgleichen der berechtigten Hoffnungen, 
Forderungen und Notwendigkeiten — und dies 
in Lateinamerika in verstärktem Maße —, und 
daß daher allzu technologische, vom Wesen 
und der Eigenständigkeit des jeweiligen Vol-
kes losgelöste, gleichsam abstrakt durchge-
führte Versuche der Entwicklung zum Scheitern 
verurteilt sind. Das Gespür für diese Tatsache 
geht aber vielfach solchen Gruppen ab, die ihr 
Land vielleicht gar nicht als ihre Heimat anse-
hen, sondern als Durchgangsstation zum ra-
schen und einfachen Erwerb von Reichtum, die 
somit mit einem Leben „später" — auch wenn 
es nie dazu kommt —- in Europa oder Nord-
amerika spekulieren. Diese Geisteshaltung ist 
aber charakteristisch für viele Verfechter des 
Status quo, auch wenn sie gar nicht selbst Ein-
wanderer oder direkte Nachkommen von Ein-
wanderern sind.

Wer vertritt nun diese Richtung? Die Frage ist 
heikel und die Antwort darauf schwer zu ge-
ben. Bei aller Gefahr der Verallgemeinerung 
kann die wirtschaftliche Rechte (la derecha 
econömica) darunter verstanden werden. Groß-
grundbesitzer etwa, Unternehmer, Politiker 

konservativer und liberaler Richtung, die da-
mit als Reaktionäre bezeichnet werden müs-
sen und die in den meisten Ländern des Kon-
tinents Regierungsgewalt ausüben und nur in 
den seltensten Fällen in Opposition zu einer 
andersartigen Regierung stehen. Interessanter-
weise zählt ein Teil der Hierarchie der Kirche 
zu dieser Gruppe, ein Teil der Armee; wobei 
gerade bei diesen beiden letztgenannten 
Machtfaktoren die vertretene Richtung nicht 
mehr einheitlich ist und Vertreter der Kirche 
extrem revolutionär und Vertreter der Armee 
betont „nasseristisch" ausgerichtet sind. Als 
Außenstehende zwar, doch als wohlmeinende 
Berater und Entwicklungstechniker können 
Vertreter internationaler Organisationen so-
wie ausländische Diplomaten und besonders 
auch Vertreter ausländischer Firmen und Fach-
organisationen zu dieser Gruppe zählen. De-
ren Äußerungen oder Ratschläge werden von 
den Kreisen der Opposition wachsam verfolgt. 
Das Ergebnis davon ist häufig genug der Auf-
ruf zum Kampf gegen den ausländischen, be-
sonders nordamerikanischen, aber auch euro-
päischen Imperialismus.

Wenn auch deutlich ist, daß die meisten Ver-
treter der genannten Gruppen die Verteidi-
gung des Status quo aus reinem Eigeninteresse 
übernehmen, darf doch nicht übersehen wer-
den, daß andere Vertreter derselben Gruppen 
aus der Überzeugung argumentieren oder han-
deln, es geschehe zum Besten und zum Wohl 
des ganzen Volkes. Sie berufen sich dabei auf 
Empfehlungen und Statistiken von UNO-Son- 
derorganisationen, etwa der FAO (Food and 
Agricultural Organization der UNO) oder der 
CEPAL, und haben Argumente und Begrün-
dungen zur Hand, die meist wenigstens auf 
Teilwahrheiten beruhen.

2. Reform und Revolution

Der Versuch, Reform und Revolution gleichge-
ordnet zu behandeln, mag Erstaunen erregen. 
Gerade aber diese Gleichsetzung der beiden 
zunächst so verschiedenartigen Lösungsmög-
lichkeiten entspricht der lateinamerikanischen



Wirklichkeit ebenso wie der ideologischen Dis-
kussion so stark, daß das Auseinanderreißen 
beider Möglichkeiten das eigentliche Wagnis 
wäre, nicht etwa deren gemeinsame Analyse. 
Allerdings hängt dieses Vorgehen entschei-
dend von den zugrunde gelegten Definitionen 
ab, und hier besonders von der Verwendung 
des Begriffs der Revolution.

Wenn die Möglichkeiten der Verändungen der 
lateinamerikanischen Gesellschaft untersucht 
werden und dabei das Phänomen Revolution 
von Interesse ist, so ist es notwendig, den 
lateinamerikanischen Revolutionsbegrif i zu-
grunde zu legen, der sich vom europäischen 
stark unterscheidet. Während der Begriff der 
Revolution in Europa den gewaltsamen Um-
sturz von Herrschaftsstrukturen ausdrückt 
und dabei meist Anwendung von Waffenge-
walt und Blutvergießen unterstellt 32), bezeich-
net der lateinamerikanische Begriff schon die 
tiefgreifende, rasche Veränderung der Gesell-
schaftsstrukturen als Revolution, wobei es 
dann zur Verwirklichung dieser Veränderung 
die beiden Möglichkeiten des friedlichen We-
ges (via pacifica) oder der Gewaltanwendung 
(via violenta) gibt.

Europäer sind leicht versucht, den lateinameri-
kanischen Revolutionsbegriff, soweit er die 
via pacifica betrifft, in Evolution umzudeuten. 
Dies ist nur in erster Annäherung richtig. Tat-
sächlich ist die angestrebte, grundlegende, ra-
sche und vollkommene Änderung der beste-
henden Strukturen, wie sie über die geforder-
ten Reformen 33)  erreicht werden soll, und 
worüber noch gehandelt werden wird, weit 
mehr als Evolution, besonders wenn bedacht 
wird, daß am Ende eine neue Gesellschaft mit 
ebenso neuen Ordnungsvorstellungen und 
Ordnungsprinzipien stehen soll. Allein die Zu-
sammenführung von etablierter Gesellschaft 
und Marginalbevölkerung oder die konse-
quente Umverteilung von Grund und Boden 
sowie die Änderung der- Einkommensverhält-

32) Wir denken dabei unwillkürlich und in erster 
Linie an die französische oder russische Revolution, 
vielleicht auch an Spanien und Ungarn.
33) Vgl. Abschnitt II. 3. c. dieses Beitrags, S. 16. 

nisse sind revolutionäre Maßnahmen. Mit Evo-
lution im lateinamerika

34
nischen Sinn lassen sie 

sich sicher nicht bezeichnen ).

Revolution ist somit in Lateinamerika die 
Durchführung der geforderten Reformen. Re-
form ist daher nicht die Alternative für die 
mögliche Revolution, sondern deren Ziel! Die-
se Erkenntnis ist für das Verständnis der süd-
amerikanischen Revolutionsideologie von 
grundlegender Bedeutung. Die ideologische 
Auseinandersetzung über Revolution in La-
teinamerika geht konsequenterweise nicht um 
die Frage, ob Revolution oder nicht Revolution, 
sondern nur um die Frage des friedlichen We-
ges oder der Gewaltanwendung. Beide Wege 
si 35nd aber Mittel der Revolution )  und für 
beide Mittel die Reformen das Ziel.

Wenn eben behauptet wurde, im ideologischen 
Disput, aber auch in der politischen Forderung 
stelle sich die Frage nach der Revolution oder 
nach der Beibehaltung des Status quo nicht 
mehr allen Ernstes, so bedarf dies noch des 
Beweises. Das heißt, es muß die Frage beant-
wortet werden, warum die Mehrheit der la-
teinamerikanischen Bevölkerung auf Revolu-
tion als der einzigen Möglichkeit der Problem-
lösung eingeschworen ist. Kronzeugen dafür 
gibt es aber genug, sowohl unter Politikern 
wie unter Ideologen und Wissenschaftlern.

Nach Vekemans ist der Ausgangspunkt dazu 
das „Zum-Bewußtseinkommen" der Massen. 
Dies bedeutet das Erkennen der Diskrepanz 
zwischen den eigenen Bedürfnissen und den 
Möglichkeiten zu deren Befriedigung, d. h. das 
klare Erkennen des eigenen Elends. Es bedeu-
tet gleichzeitig das Erkennen der „Erreichbar-
keit" der knappen Güter zur Bedürfnisbefriedi-

34) Dazu Reinaldo Tefel, Socializaciön en la Liber- 
tad, Managua 1964: „Es geht um Evolution, die 
dem Sinn und Inhalt, der Stärke und Tiefe nach 
echte Revolution ist, denn sie hat Veränderungen 
zum Ziel, die kühn provoziert sind und in raschem 
Tempo in eine bestimmte Richtung gelenkt wer-
den."
35) In der europäischen Terminologie wäre nur die 
„via violenta" Revolution. Im folgenden wird je-
weils der lateinamerikanische Begrifs inhalt zu-
grunde gelegt.



gung für die „anderen" und damit den 
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Wunsch, 
ebenso wie die anderen diese Güter erreichen 
zu können ).

Dieses Bewußtwerden wird mehr denn je in 
der Gegenwart durch die Massenmedien geför-
dert. über Reklame in Radio, Fernsehen und 
Filmtheatern kommen auch Marginierte mit 
der modernen Welt des Konsums in Berüh-
rung; der Erfolg davon sind Spannungen der 
vorbeschriebenen Art, die nach Lösung drän-
gen. „Elend wird nun nicht mehr als Unglück, 
sondern a

37
ls Unrecht empfunden, und dagegen 

kann man rebellieren." ) Wenn das nunmehr 
bewußt empfundene Elend nicht zu Entwick-
lungsimpulsen führen kann — was häufig der 
Fall ist —, dann führt es unweigerlich zum Pro-
test. Dieser Protest richtet sich aber — und das 
ist von grundlegender Wichtigkeit — gegen 
die bestehende Macht insgesamt, das heißt in 
ganz undifferenzierter Art: „In Lateinamerika 
besteht keine Differenzierung oder Unterschei-
dung der verschiedenen Machtbereiche. Damit 
richtet sich jede Erhebung gegen alle Machtbe-
reiche zugleich, denn sie sind alle in einer 
Hand oder in einer Gesellschaftsklasse zusam-
mengefaßt. Eine solche Erhebung wird damit 
zur totalen Revolution und macht eine rein 
wirtschaftliche Revolution als Revolution des 
Handwerks, der Technik und der Industrie un-
mög 38lich." )

Diese Erkenntnis ist der eigentliche Schlüssel 
zum Verständnis der Radikalisierung der re-
volutionären Ziele. Sie erklärt außerdem die 
Tatsache, daß der soziale Wandel vor wirt-
schaftlicher Entwicklung im allgemeinen den 
Vorrang bekommt. „Die Entwicklung ist, wenn 
sie sich an der Steigerung des Pro-Kopf-Ein-
kommens orientiert, vollkommen unfähig, die 
Ziele sozialer Anstrengungen zu definieren. 

36) Roger Vekemans: Sozio-psychologische Analyse 
der vorrevolutionären Situation in Lateinamerika, 
in: Lateinamerika — Eine Analyse seiner gegen-
wärtigen Probleme, hrsg. vom Institut für Inter-
nationale Solidarität der Konrad-Adenauer-Stiftung, 
Bonn 1965, S. 125 ff.; vgl. auch ders., Tendencias 
ideologicas y desarrollo Latinoamericano, in: Uni- 
versidad y Desarrollo, Santiago de Chile 1968.
37) Behrendt, S. 176.
38) Vekemans, S. 140.

Niemand hat das Recht, uns wegen einiger 
Dollar mehr oder weniger zur Aufgabe unse-
rer anderen Ziele zu bewegen, Ziele wie sie 
die Brüderlichkeit, die Solidarität, die demo-
kratische Mitbestimmung, das kommunitaristi- 
sehe Ideal, die geistige Freiheit und die meta-
physische Wahrheit immer für uns darstellen 
wer 39den." )

Ist für den Theoretiker der Ausgangspunkt der 
Revolutionsbestrebungen das „Zum-Bewußt- 
sein-Kommen", so ist es für den Revolutions-
politiker das „Zum-Bewußtsein-Bringen". Zahl-
lose politische Programme und Forderungen 
beginnen mit der Feststellung, die eigentliche 
Unterentwicklung bestehe im Ausgeschlossen-
sein und in der Frustration der Massen, die ih-
rerseits aber die Kenntnis von der Konzentra-
tion des Reichtums und der Macht in den Hän-
den weniger besäßen. Die davon abgeleitete 
Dringlichkeit der Lösung dieser Probleme führt 
dann entweder zum Aufruf, daß die Entwick-
lung Aufgabe der ganzen Menschheit (via 
pacifica) sei, oder aber zur Aufforderung zum 
Kampf, „wenn notwendig, mit der Waffe in der 
Hand" (via violenta). Hinter beiden Aufforde-
rungen steckt aber eine ganze Weltanschau-
ung, die in beiden Fällen noch näher zu er-
läutern ist.

a) Friedliche Revolution (via pacifica)

Seit sechs Jahren verfolgt die chilenische Re-
gierung in ihrem Programm der „Revolution in 
Freiheit" die Verwirklichung der friedlichen 
Revolution. Die im Vorausgegangenen darge-
stellten Reformen sind Bestandteil des Regie-
rungsprogramms. Die Promociön Populär wird 
mit Ernst und Überzeugung durchgeführt; ihr 
Ziel ist die Organisation aller Volksgruppen 
und ihre Befähigung zum eigenständigen Han-
deln. Das Endziel ist die neue, kommunitaristi- 
sehe Gesellschaft. Der Begriff des Kommunita-
rismus, der auf Maritain zurückgeht40 ), be-
sagt hierbei, daß das Gemeingut (el bien co- 
mün) letztlich Ziel und Zweck der menschli-

39) Terra, S. 107.
40) Jacques Maritain, Los Derechos del Hombre, 
Buenos Aires 1943.



chen Gemeinschaften und somit auch der Ge-
sellschaft insgesamt darstellt. Dieses Gemein-
gut ist nicht zu verstehen als bloße Summe al-
ler privaten Güter, welche die Individuen be-
sitzen, sondern als neue Einheit, die allen und 
jedem einzelnen als Teil des Ganzen gehört. 
Dieses Gemeingut muß den einzelnen Gliedern 
der Gemeinschaft zu gerechten Anteilen zur 
Verfügung stehen.

Auf dieser und anderen Lehren Maritains ba-
siert das Programm der Revolution in Frei-
heit. Die Gesellschaft, die daraus hervorgehen 
soll, hat vier Charakteristiken: Sie ist

— personalistisch, weil sie dem einzelnen Un-
abhängigkeit und Freiheit auf dem Hinter-
grund der Solidarität und Menschenwürde ge-
währt;

— kommunitaristisch, weil sie das Gemeingut 
über das Gut der Individuen stellt;

— pluralistisch, weil sie erkennt, daß die Ent-
wicklung der menschlichen Person eine Mehr-
heit autonomer Gemeinschaften erfordert;

— christlich, nicht in dem Sinn, daß sie von 
allen ihren Gliedern den Glauben an Gott for-
dert, sondern in dem Sinn, daß die innere Ener-
gie, die jede Gemeinschaft benötigt, der ober-
ste Ordnungsfaktor, einem höheren Wesen zu-
geschrieben bzw. von ihm abgeleitet wird.

Der Weg der friedlichen Revolution ist dann 
mit Erfolg gangbar, wenn wenigstens eine von 
zwei Bedingungen erfüllt werden kann: Ent-
weder muß die Oligarchie diesen Weg bejahen 
und bewußt mitgehen, was theoretisch mög-
lich, in der Praxis aber nicht zu erwarten ist, 
oder die von dieser Seite geleistete Opposition 
muß überwindbar sein. Der Erfolg des chileni-
schen Wegs — der erste und daher intensiv 
mitverfolgte Versuch dieser Art auf dem Kon-
tinent — wird von der Erfüllung der zweitge-
nannten Bedingung abhängen. Eine abschlie-
ßende Wertung ist zum gegenwärtigen Zeit-
punkt noch nicht möglich. Sicher jedoch haben 
die sechs vergangenen Jahre gezeigt, daß der 
begonnene Prozeß nicht umkehrbar (cambio 
irreversible) ist. Der ursprüngliche Ausgangs-

punkt wird, gleich wie die Entwicklung weiter-
verlaufen wird, nicht mehr erreicht werden 
können 41 ).

41) Vgl. hierzu den Beitrag von Hans-Ulrich Reh, 
a. a. O.
42) Movimiento de Izquierda Revolucionaria.
43) Organizacion Latino Americana de Solidaridad, 
Havana.
44) Movimiento de Accion Populär Unitaria.

b) Gewaltsame Revolution (via violenta)

Auch diese Art der Revolution strebt eine bes-
sere Zukunft an, mehr Chancen für die Unter-
privilegierten, mehr sozialen Ausgleich, das 
Ende jeder Diskriminierung, die Abschaffung 
aller Klassen. Die Forderung nach dieser Lö-
sung tritt besonders dann lautstark auf, wenn 
der Weg der friedlichen Revolution nicht gang-
bar erscheint. Zu ihren Verfechtern zählen 
Gruppen der Intelligenz, politische Ideologen, 
Studenten, Gewerkschaftsmitglieder, Arbeiter- 
und Bauernjugend; nicht nur Studenten treten 
für diesen Weg ein, sondern in nicht zu über-
sehender Zahl auch Professoren, ja sogar Ver-
treter der Kirche, etwa Vertreter religiöser Or-
den.

Damit gewinnt die Bewegung eine sozial hete-
rogene Basis, die in Verbindung der Intelli-
genz mit der Praxis und der Welt der Arbeit 
ihre besondere Attraktion hat. Die Vertreter der 
via violenta organisieren sich in der MIR42 ), 
sympathisieren mit der OLAS 43)  oder gründen 
neue Bewegungen w 44ie die MAPU )  in Chile. 
Doch darf nicht übersehen werden, daß ihre 
Ideologie, durch Camilo Torres und Che Gue-
vara emotional überstark angereichert, immer 
stärker auch in nicht-totalitäre, „demokrati-
sche" Bewegungen Eingang findet. Mit Sicher-
heit hat sie bereits eine neue Gruppe gebildet, 
die sich freiwillig marginiert, die nicht mehr 
innerhalb der klassischen etablierten Gesell-
schaft leben will, die nach eigenen Aussagen 
in den Klassenunterschieden ein Verbrechen 
und in der Konsumgesellschaft nur ein Greuel 
sieht.



Wie erklärt sich nun die Gewalt als Mittel des 
revolutionären Kampfes? Wir müssen davon 
ausgehen, daß die Gewalt ihren Ursprung nicht 
beim Volk hat, sondern daß das Aufrechterhal-
ten der jetzigen Gesellschaftsformen mit all 
ihren Ungerechtigkeiten und Diskriminierun-
gen bereits Gewalt darstellt, auf die reagiert 
wird. Die Bischofskonferenz in Medellin hat 
dafür den Begriff der „institutionalisierten Ge-
walt" geprägt. Papst Paul VI. hat auf dieser 
Konferenz eindeutig erklärt: „Die Unterdrük- 
kung 
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durch die Gruppen der Macht kann zwar 
den Eindruck des Friedens und der Ordnung 
erwecken, in Wirklichkeit ist sie aber nur der 
ständige Keim für unvermeidbare Rebellion 
und Kriege." )

Wer aber erkannt hat, daß die jetzige „soziale 
Ordnung" nur über die Anwendung von Ge-
walt erhalten werden kann, weil sie eben ein 
System ist, das weder sozial noch in Ordnung 
ist, der versteht auch die Gewalt auf der ande-
ren Seite als Reaktion auf den herrschenden 
Zustand. Dies gilt um so mehr dann, wenn un-
ter Gewalt nicht nur die physische Kraftan-
wendung verstanden wird, sondern auch schon 
„die Anwendung von psychologischem, mora-
lischem und sozialem Druck“ 46 ). Die Reaktion 
auf diesen Druck erklärt Arroyo wie folgt: 
„Wenn ein Mensch nicht sprechen kann, muß 
er es mit Gesten versuchen. Wenn sich die 
Massen also kein Gehör verschaffen können, 
weil die Einrichtungen des Systems weder ju-
ristische noch periodische noch andere Ka-
näle für ihre Klagen vorgesehen haben, was 
bleibt ihnen anders übrig als entweder zu 
schweigen oder auf die Straße zu gehen, um 
zu zerstören, anzugreifen und sich der Polizei 
als den „Hütern der Ordnung" entgegenzu-
werf 47en?" )

Die Hauptformen, die für diese Gewalt ausge-
bildet wurden, sind der Guerrillakampf in den 
Bergen oder im Urwald und die Unruheherde 
(focos guerrilleros) in den Großstädten. Für die 
erste Art sind Kuba und Bolivien weltbekannte 
Beispiele geworden. Für die zweite Art sorgen 
derzeit z. B. die Tupumaros in Montevideo.

3. Revolution ohne Gewalt?

Zweifellos hat die via violenta in der jüng-
sten Vergangenheit nahezu mythische Verklä-
rung gewonnen, was ihre Anziehungskraft er-
höht. Hemmend für ihre Verbreitung wirkt 
sich aber ihre enge Anlehnung an totalitäre 
Systeme aus, die der Verwirklichung der 
freien, auf Menschenwürde basierenden Ge-
sellschaftsordnung im Wege ist.

Die besonnenen Revolutionäre sehen ein, daß 
Gewalt um der Gewalt willen einen Weg ohne 
Ziel darstellt, daß also auch hier die Erfolgs-
aussichten geprüft werden müssen. Wenn ge-
waltsame Revolution daher keine Planung für 
das Nachher bieten kann, wird aller Wahr-
scheinlichkeit nach das alte System der Unter-
drückung nur durch ein neues ersetzt, das 
höchste Ziel der Revolution somit verfehlt. Bei 
aller Verhärtung der Positionen verbreitet sich 
daher die Einsicht immer mehr, daß die via 
violenta keine globale Lösung der gesellschaft-
lichen Probleme darstellen kann. „Ich glaube 
nicht an die bewaffnete Revolution in Latein-
amerika", bekannte kürzlich ein chilenischer 
Gewerkschaftsführer, „weil die Arbeiterklasse 
in viele Unterklassen zersplittert ist. Gewalt-
ist in diesem Fall revanchistisch, weil ihr die 
Reife fehlt. Außerdem erstickt die eiserne 
Faust des Militärs, welche die Mehrzahl unse-
rer Länder fest im Griff hat, jeden Revolu-
tionsversuch im Keime."

Aber nicht nur von der Erfolgsaussicht hängt 
die Berechtigung der Gewaltanwendung ab, 
sondern auch vom politischen System des Lan-
des, in dem sie erfolgen soll. Innerhalb eines 
Systems der Willkürherrschaft von den Aus-
maßen Haitis ist sie eher am Platz als im Rah-
men einer Demokratie vom Zuschnitt Chiles. 
Wenn aber die Prognosen für die gewaltsame 
Revolution in Lateinamerika schlecht sind, 
bleibt nur die Möglichkeit, mit um so mehr 
Überzeugung und Energie die Revolution in 
Freiheit zum Ziel und Abschluß zu bringen.

45) Lateinamerikanische Bischofskonferenz, Medellin 
1968.
46) Gonzalo Arroyo: Violencia institucionalizada en 
America Latina, in Mensaie, Santiago de Chile, 
No. 174, November 1968, S. 535.
47) Arroyo, S. 543.



Helmut Wagner

Der „Kontinentalismus" als außenpolitische Doktrin 
der USA und ihre historischen Analogien in Europa

Von den Bürgern der Bundesrepublik ist un-
längst gesagt worden, daß sie seit 1945 an 
einem „Defizit an weltpolitischer Perspektive" 
leiden würden. Dies gilt in nicht geringerem 
Maße auch von den anderen Völkern West-
europas. Ihre weltpolitische Orientierung wie 
der Stand der bei ihnen gelehrten Theorie der 
internationalen Politik befinden sich, um ein 
Wort von W. Besson leicht zu variieren, glei-
chermaßen in einem „deplorabl 1en Zustand" ). 
Dieser Mißstand wird freilich als solcher über-
haupt nur empfunden, sofern ein historisches 
Bewußtsein weltpolitischen Denkens weiter-
wirkt oder die Kenntnis aktueller weltpoliti-
scher Konzeptionen vorhanden ist. Wird den 
Ursachen dieser Horizontverengung nachge-
gangen, so wird deutlich, daß sie ein Ausdruck 
dafür ist, daß Europa, genauer, daß seine ein-
stigen großen Mächte ihre Rolle ausgespielt 
haben, daß sie im Vergleich zu den neuen, 
nach 1945 die weltpolitische Szenerie beherr-
schenden Supermächten eine protektierte Exi-
stenz, ein Schattendasein fristen2). Der welt-
politische Provinzialismus der Europäer er-
weist sich als eine Funktion ihres minderen 
machtpolitischen Status, den zu leugnen oder 
zu überspielen, von wem auch immer es in 
Angriff genommen wird, eher peinlich wirkt 
und vom Mißerfolg gekrönt wird.

1) W. Besson, Die großen Mächte — Strukturfragen 
der gegenwärtigen Weltpolitik, Freiburg i. Br. 1966, 
S. 8, 19.
2) Vgl. dazu die Bemerkung von G. W. Ball: „Unter 
dem Eindruck dieser Erkenntnis (daß die einstigen 
europäischen Großmächte — gemessen am heutigen 
Standard der Weltpolitik — nur Mächte mittlerer 
Größe sind — H. W.) hat sich — unterschiedlich 
von Land zu Land — die Blickweite der Europäer 
bis zu einem Punkt verengt, an dem die Völker 
Europas heute wie niemals zuvor in der jüngeren 
Geschichte sich mit sich selbst beschäftigen und alle 
ihre Energien auf ihren eigenen kleinen Zipfel der 
eurasischen Landmasse konzentrieren." G. W. Ball, 
Disziplin der Macht — Voraussetzungen für eine 
neue Weltordnung, Frankfurt a. M. 1968, S. 19.

3) Die neuen, sich im 20. Jahrhundert ausbildenden 
Größenordnungen sind von R. Aron eindrucksvoll 
beschrieben worden: „Der historische Untergang 
der europäischen Nationen ist durch die beiden 
Weltkriege des 20. Jahrhunderts beschleunigt wor-
den .. . Außerhalb der .kleinen Landspitze Asiens' 
stießen die europäischen Nationen notwendiger-
weise auf politische Einheiten anderer Größenord-
nung, weil anderen Typs. .. . Die Entwertung der 
Nationen erhält in unserer Zeit die Züge eines 
unwiderruflichen Schicksals. Die annähernde Pro-
portionalität zwischen Kraft und Hilfsquellen, zwi-
schen Hilfsquellen und Zahl der Menschen und der 
Rohstoffe, zwischen mobilisierbarer Kraft und 
Macht bietet keine Hoffnung, daß der Genius eines 
Führers oder die Tugend eines Volkes das Gesetz 
der Zahl umstoßen kann." R. Aron, Frieden und 
Krieg — Eine Theorie der Staatenwelt, Frank-
furt a. M. 1963, S. 373, 374. — Diese Wandlung be-
rücksichtigt und die sich daraus ergebenden Folgen 
für Europa gezogen haben u. a. P. Hässner und 
Lord Gladwyn. Vgl. P. Hässner, Was wird aus 
Europa?, in: Das 198. Jahrzehnt — Eine Team-Pro- 
gnose für 1970 bis 1980, hrsg. von C. Grossner u. a., 
Hamburg 1969, S. 57—78, sowie Lord Gladwyn, The 
European Idea, London 1966; dtsch.: Plädoyer für 
Europa, Köln 1967.

Wer in diesen Staaten in weltpolitischen Kate-
gorien zu denken sich bemüht, der kann das, 
scheint es, nicht anders, als daß er Anleihen 
bei nicht in Europa entw
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ickelten Konzeptionen 
aufnimmt, in denen die Staaten Westeuropas 
entweder als quantite negligeable einfach 
übergangen werden oder aber — wie etwa von 
Raymond Aron, Pierre Hässner oder Lord 
Gladwyn ) — zu einer politisch handlungs-
fähigen Macht sui generis vereint werden. Wer 
sich weder auf das eine noch das andere ein-
läßt, der kann sich an der Diskussion allen-
falls mit Analogien aus der europäischen Ge-
schichte beteiligen, die jedoch nur dazu bei-
tragen können, den weltpolitischen Horizont 
der Gegenwart zu erhellen.

Die weltpolitischen Konzeptionen der Nach-
kriegszeit sind, soweit sie für die westliche 
Welt in Theorie und Praxis Bedeutung erlangt 
haben, amerikanischen Ursprungs. Das gilt für 
die Politik des Containment, die in der Regie-



rungszeit Trumans eingeleitet worden und 
faktisch bis in die Gegenwart hinein für die 
Außenpolitik der Vereinigten Staaten bestim-
mend geblieben ist, mit ihrer zu einem bipo-
laren „Gleichgewicht des Schreckens" (balance 
of terror) verfestigten internationalen Macht-
struktur; das gilt für die ein propagandisti-
sches Schlagwort gebliebene Politik des roll-
back der Eisenhower-Dulles-Administration; 
das gilt für die auf George F. Kennan zurück-
gehenden Pläne eines disengagement wie für 
die von Zbigniew K. Brzezinski vertretene Po-
litik eines engagement; und das gilt auch für 
die jüngste in den Vereinigten Staaten ent-
wickelte und diskutierte Konzeption des ie-
gionalism.

über den internationalen Regionalismus gibt 
es heute, neben einer kaum noch zu übersehen-
den Zahl von Einzelbeiträgen, in den Vereinig-
ten Staaten bereits text-books für den Unter-

richt an den Hochschulen4). Als Gegenstand 
wissenschaftlicher Forschung bezeichnet er die 
Bildung und die Problematik von „Interstate 
associations or groupings on the basis of re- 
gions“; als außenpolitische Doktrin die Forde-
rung und Förderung von regionalen, zwischen-
staatlichen Zusammenschlüssen, die von den 
Anhängern dieser Doktrin als sowohl histo-
risch notwendig wie politisch vorteilhaft und 
moralisch geboten angesehen werden5). Nur 
von dieser Doktrin, ihrer Entstehung, ihrer 
Wandlung und ihren Zielsetzungen ist hier zu 
berichten; wobei anzumerken bleibt, daß es 
sich bei ihr um eine Konzeption handelt, der 
eine Legitimation von der Art, wie sie der 
Monroe-, der Truman- und der Breschnew-Dok-
trin eigen ist, bisher abgeht, daß es vielmehr 
der Entwurf einer umfassenden politischen 
Neuorientierung ist, der doktrinäre Züge an-
haften.

4) Vgl. J. S. Nye, Jr., (ed.), International Regiona- 
lism — Readings, Boston 1968, und die darin ent-
haltenen Literaturhinweise.
5) J. S. Nye, a. a. O.. p. VII. Vgl. ferner R. J. Yalem, 
Regionalism and World Order, Washington, D. C., 
1965, p. 143 f.
6) Vgl. B. M. Russett, International Regions and the 
International System — Ä Study in Political Eco- 
logy, Chicago 1967, p. 1—13, sowie R. J. Yalem, 
a. a. O., p. 14 ff.

7) J. S. Nye, a. a. O., p. VII.
8) Uber den Beitrag, den einzelne Wissenschafts-
zweige zur Entwicklung der Theorie des Regiona-
lismus geleistet haben und leisten können, siehe 
E. B. Haas, Beyond the Nation-State, 2. ed., Stan-
ford 1968.

I. Der internationale Regionalismus

Als die in allen Versuchen, eine Region zu be-
stimmen, wiederkehrenden Elemente erweisen 
sich: geographische Geschlossenheit (geogra- 
phical proximity), soziale und kulturelle Ho-
mogenität (social and cultural homogenety), 
intraregionale Handelsbeziehungen sowie 
komplementäre Rohstoffbasen (intraregional 
trade), strategische Sicherheitsinteressen 
(strategical security) und politische Interde-
pendenz (political interdependence) 6). Eine für 
die folgenden Erwägungen brauchbare, ihnen 
zugrunde gelegte Definition stammt von Joseph 
S. Nye, Jr., von der Harvard Universität: „An 
international region can be defined broadly as 
a limited number of States linked by geogra- 
phical relationship and by a degree of mutual

und das Gleichgewicht der Mächte

interdependence." 7 ) Wichtig an dieser be-
wußt allgemein gehaltenen Definition ist, daß 
es sich bei den so verstandenen Regionen er-
stens um interstaatliche bzw. supranationale 
Zusammenschlüsse handelt, die den national-
staatlichen Rahmen überschreiten, aber unter-
halb des universalen Rahmens einer einheit-
lichen Weltorganisation bleiben; zweitens, daß 
die innere Struktur der Regionen variieren 
kann, von bilateralen Bündnissen über Bünd-
nissysteme bis zu den verschiedenen Formen 
freiwilliger und erzwungener Integration, und 
drittens, daß auf diese Weise sowohl poten-
tielle wie für die internationale Politik rele-
vante Regionen erfaßt werden.

An der Regionalismus-Diskussion in den Ver-
einigten Staaten sind außer Politologen, 
Staats- und Völkerrechtlern auch Soziologen 
und Geographen beteiligt8). Auf dem 20.



Internationalen Geographischen Kongreß, der 
1964 in Sheffield/Großbritannien stattfand, hat 
Prof. Saul B. Cohen von der Graduate School 
of Geography der Clark Universität im Rah-
men eines Symposions über Politische Geo-
graphie den Versuch unternommen, die Regio-
nen eines geopolitischen Gleichgewichtssy-
stems zu bestimmen. Er war sich bewußt und 
bekannte sich auch ausdrücklich dazu, mit sei-
nen Überlegungen in der Nachfolge von Sir 
Halford J. Mackinder und Isaiah Bowman, aber 
auch von Friedrich Ratzel, Rudolf Kjellen und 
Karl Haushofer zu stehen9). Er hat es sich 
zur Aufgabe gemacht, jene „supranationalen 
Systeme" namhaft zu machen, die „in response 
to the inadequacy of the existing state Sy-
stem" entweder schon entstanden sind oder 
voraussichtlich noch entstehen werden10 ). 

Dabei gelangte er zu der Unterscheidung 
zwischen zwei „geostrategischen Regionen", 
nämlich der amerikanischen „Maritimen" und 
der sowjetischen „Kontinental Eurasischen 
Region", und neun, sie entweder unterteilen-
den oder sie komplementierenden „geopoliti-
schen 11Regionen" ):

9) S. B. Cohen, The Contemporary Geopolitical Set-
ting — A Proposal for Global Geopolitical Equili- 
brium, in: Ch. A. Fisher (ed.), Essays in Political 
Geography, London 1968, p. 61—72. Vgl. auch die 
grundsätzlichen Erwägungen über die Geopolitik 
als Wissenschaft und Ideologie durch den Heraus-
geber Ch. A. Fisher in der Einleitung, p. 1—10.
10) S. B. Cohen, a. a. O., p. 62 f.
11) S. B. Cohen, a. a. O., p. 68.

12) S. B. Cohen, a. a. Ö„ p. 63.
13) S. B. Cohen, a. a. O., p. 66 f.
14) Lord Gladwyn, The European Idea, London 1966; 
dtsch.: Plädoyer für Europa, Köln 1967, S. 128. Vgl. 
auch ders., World Order and the Nation-State — A 
Regional Approach, in: Daedalus, 1966, 95/2, p. 
694—703.
15) Lord Gladwyn, a. a. O., S. 127, 126, 132.

1. Anglo-Amerika
2. Latein-Amerika
3. Westeuropa
4. Schwarz-Afrika
5. Offshore-Asia, also die der Ostküste Asiens 

vorgelagerten Staaten, und Australien
6. Sowjetunion und Osteuropa
7. Chinesisch-Ostasien
8. der arabische Mittlere Osten
9. Indisch-Südostasien

Die beiden zuletzt genannten Regionen, der 
Nahe Osten und Südostasien, welche außer-
halb der zwei großen „geostrategischen" Räu-
me liegen, werden von Cohen als „shatter- 
belts" (Unruheherde) bezeichnet, die nach 1945 

anstelle von Europa zu den Konfliktzonen der 
Welt avanciert sind. In ihnen ist es, ohne daß 
die Supermächte sich voll engagiert haben, 
aber doch nicht ohne ihre Interessen zu be-
rühren und auch nicht ohne ihre Mitwirkung, 
zu den meisten militärischen Auseinanderset-
zungen der Nachkriegszeit gekommen. Einge-
gangen in diesen geopolitischen Entwurf rele-
vanter und potentieller Regionen ist, daß es 
aufgrund der Entwicklung der Waffentechnik 
zum ersten Male in der Geschichte, vom strate-
gischen Gesichtspunkt her gesehen, suprana-
tionale Systeme zweier Rangordnungen, der 
über Atomwaffen und ihre Träger verfügen-
den und nichtverfügenden Mächtegruppierun-
gen, gibt12 ). Berücksichtigt worden ist auch, 
daß das Vorhandensein einer politischen 
„core area", einer Vormacht, welche eine Re-
gion führt oder beherrscht, ein entscheidender 
Faktor im Prozeß der Regionalisierung ist13 ).

Allein von den vorhandenen „Kristallisations-
punkten der Macht" ausgehend, ist Lord Glad- 
wyn in seinem 1966 erschienenen Buch „The 
European Idea"
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 zu der gleichen Zahl von neun, 
wenn sich auch mit denen von Cohen nicht 
völlig deckenden supranationalen Regionen 
gekommen ).  Im Gegensatz zu denjenigen, 
die, wie er sagt, der „Vision" eines triumphie-
renden Nationalismus oder einer machtvollen 
Weltföderation anhängen, sieht der ehemalige 
britische Botschafter in New York und Paris 
das Entstehen von Regionen als einen unauf-
haltsamen Prozeß, der zwar keine Garantie, 
aber doch die Voraussetzung zur Ausbildung 
eines funktionierenden weltweiten Gleichge-
wichtssystems und die Chance zur Überwin-
dung der „gefährlichen internationalen Anar-
chie unserer Ara" bietet. Durch den Regionalis-
mus, das ist die Botschaft des Botschafters, 
würde ein „relativ einfacher und im Grunde 
vernünftiger Weg" zur Rettung der Mensch-
heit gewiesen 15 ).



Von einem ganz anderen Ausgangspunkt ist 
Roger D. Masters von der Yale Universität zu 
einem sehr ähnlichen Ergebnis gelangt. Er hat 
in einem Aufsatz aus dem Jahre 1965 die neun 
Jahre zuvor von Morton A. Kaplan entwickel-
ten sechs Modelle des Systems der internatio-
nalen Politik durch ein eigenes „Multi-Block- 
Modell" (multi-bloc-model) ergänzt, in dem 
nicht wie bei Kaplan die souveränen National-
staaten, sondern umfassendere politische Ein-
heiten die „Akteure" der internationalen Poli-
tik sind 16 ). Der Anlaß zu dieser Studie war, 
wie Masters eingangs feststellt, daß es zur Ver-
folgung einer auf die Zukunft gerichteten 
Außenpolitik (a long-range foreign policy) 
unerläßlich ist, unter Berücksichtigung nach-
weisbarer und absehbarer Entwicklungen die 
Alternativen zu kennen, die sich ihr bieten, 
und die Folgen zu bedenken, welche Entschei-
dungen für die eine oder die andere Kon-
zeption in sich bergen. Als eine mögliche und 
daher theoretisch bedenkenswerte weltpoli-
tische Konfiguration sieht Masters, daß das 
internationale System der Zukunft auf einer 
Vielzahl von Blöcken (multiplicity of blocs) 
basiert; repräsentiert etwa, wie Masters zum 
Zwecke der Illustration angefügt hat, durch 
1. die westliche Hemisphäre der beiden Ame-
rika, 2. Westeuropa, 3. die Sowjetunion und 
Osteuropa, 4. eine von China beherrschte 
Region, 5. Schwarz-Afrika, 6. den arabischen 
Mittleren Osten und 7. einen indisch-austra-
lischen Block. Wobei nicht auszuschließen sei, 
daß eine ganze Reihe von Einzelstaaten kei-
nem dieser Blöcke oder einem anderen Block 
angehören würde 17).

16) R. D. Masters, A Multi-Bloc Model of the Inter-
national System, in: The American Political Science 
Review, 1961, 55/4, p. 780.
17) R. D. Masters, a. a. O., p. 782.

18) Vgl. die Rede des amerikanischen Präsidenten 
John F. Kennedy anläßlich der Unabhängigkeits-
feier am 4. Juli 1962, in: Europa-Archiv, 1962, 17, 
S. D 373—D 376.
19) Vgl. die Rede des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten, Lyndon B. Johnson, vor der Konferenz 
amerikanischer Leitartikler in New York am 7. Ok-
tober 1966, in: Europa-Archiv, 1966, 21, S. D517— 
D521, sowie: Rede des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten, Lyndon B. Johnson, zur Lage in Vietnam 
in der John-Hopkins-Universität in Baltimore am 
7. April 1965, in: Europa-Archiv, 1965, 20, 
S. D 442—D 447.

Unter der Voraussetzung, daß eine jede Region 
soweit integriert ist, daß sie außenpolitisch als 
Einheit handlungsfähig ist, würde auf 
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diese 
Weise — nach der Ansicht von Masters — ein 
globales Gleichgewichtssystem der Macht (a 
global power of balance System) entstehen, 
vergleichbar mit jenem, das im 15. Jahrhundert 
zwischen den italienischen Stadtstaaten und im 

. Jahrhundert zwischen den europäischen 
Großmächten bestanden hat.

Daß Überlegungen dieser Art nicht nur das 
Privileg akademischer Zirkel in den Vereinig-
ten Staaten sind, dafür stehen Erklärungen 
von zwei amerikanischen Präsidenten der 
sechziger Jahre, ohne daß damit behauptet 
werden kann und soll, daß sie sich die Doktrin 
des Regionalismus in vollem Umfange zu 
eigen gemacht hätten. John F. Kennedy hat in 
seiner Philadelphia-Rede vom 4. Juli 1962 
unter Berufung auf die Geschichte der Ver-
einigten Staaten vom Amerika den Zusammen-
schluß Westeuropas als eine historische Not-
wendigkeit begrüßt, welche die Vorausset-
zung dafür sei, daß Europa als Subjekt der 
Weltpolitik wieder eine Rolle spielen und als 
gleichberechtigter Partner der Vereinigten 
Staaten auftreten kann18 ). Dieser Gedanke ist 
von Lyndon B. Johnson in seiner New Yorker 
Rede vom 7. Oktober 1966 erneut bekräftigt 
und in seiner Rede in Baltimore vom 7. April 
1965 auch im Hinblick auf den südostasiati-
schen Raum variiert worden 19).

Für Europa wie für Südostasien ist damit von 
offizieller amerikanischer Seite regionalen Zu-
sammenschlüssen das Wort geredet und Unter-
stützung zugesagt worden, durch welche zwi-
schenstaatliche Konflikte in diesen Räumen 
beigelegt, ihre ökonomisch-technische Ent-
wicklung gemeinschaftlich organisiert und ein 
durch den Abzug amerikanischer Streitkräfte 
entstehendes Machtvakuum aufgefüllt werden 
sollen.

George W. Ball, der beiden Präsidenten als 
Diplomat in führenden Stellungen gedient hat, 
dürfte mit seiner Meinung im State Department 
nicht allein stehen, wenn er im Jahre 1968 die



Heraufkunft eines neuen, die Bipolarität ab-
lösenden weltweiten Gleichgewichtssystems 
ankündigte, das für die nähere Zukunft aus 
vorerst dreieinhalb Hauptakteuren mit den 
ihnen zugeordneten Einflußsphären bestehen 
wird: aus den Vereinigten Staaten von Ame-
rika, aus der westeuropäischen Gemeinschaft, 
aus der Sowjetunion und, aufgrund seiner be-
schränkten territorialen Basis und industriel-
len Kapazität als
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 halbe Weltmacht, aus 

Japan ).

In diesen Regionen werden gegenwärtig zu-
sammen etwa 80 % der Güter der Welt produ-
ziert21). Bei seiner Prognose ist Ball davon 
ausgegangen, daß nur „eine festgefügte Gesell-
schaft mit einer Bevölkerung von rund 200 Mil-
lionen und einem Nationaleinkommen von 
mindesten 300 Milliarden Dollar" heute und 
in Zukunft eine führende Stellung als Welt-
macht beanspruchen kann22 ). In einem so um-
strukturierten internationalen Machtsystem, 
das eine „wirkungsvollere Verteilung der 
Weltverantwortung möglich machen" würde, 
hat dieser amerikanische Diplomat eine welt-
politische Ordnung gesehen, die gut ist für die 
Vereinigten Staaten, für, wie er in Paranthese 
ironisch hinzugefügt hat, „General Motors" 
und für die Welt 23 ).

20) Vgl. G. W. Ball, 3 1/2 Super Powers, in: Life 
(Atlantic), 15. 4. 1968, 44/7, p. 42—55; sowie: Diszi-
plin der Macht — Voraussetzungen für eine neue 
Weltordnung, Frankfurt a. M. 1968, S. 351—366.
21) G. W. Ball, Disziplin der Macht, S. 25.
22) G. W. Ball, a. a. O., S. 24.
23) G. W. Ball, a. a. O., S. 34.

24) E. B. Haas, Regional Integration and National 
Policy, in: International Conciliation, 1957, 513, 
p. 381 f. — Darin findet sich auch dieser Satz: 
„Regionalism is a patent fact of our era and it is 
likely to remain with us in any case as long as the 
superpowers do not disarm." Ebda. p. 383.
25) Ph. Jacob and A. Atherton, The Dynamics of 
International Organization, Homewood, 111., 1965, 
p. 115—116.
26) Ch. Alger and St. Brams, Patterns of Represen-
tation in National and Intergovernmental Organi-
zations, in: World Politics, 1967, p. 659.
27) L. Kriesberg, Social Processes in International 
Relations, New York 1968, p. 468 ff.
28) R. Angell, An Analysis of Trends in Internatio-
nal Organizations, in: Peace Research Society, 
Papers (International), 1965, 3, p. 186.
29) J. S. Nye, International Regionalism, p. V. — 
Bei der einen Ausnahme handelt es sich um den 
Vorläufer der Organization of American States 
(OAS), um die Pan-American Union. Vgl. O. C. 
Stoetzer, The OAS — An Introduction, New York 
1965.

Warum der Regionalismus als außenpolitische 
Doktrin seine Anwälte und Anhänger gefun-
den hat, dafür lassen sich insbesondere drei 
Gründe anführen, die zugleich verständlich 
machen, weshalb ihre Geburtsstunde gerade in 
den sechziger Jahren schlug und auch worauf 
ihre Faszination beruht hat und noch beruht. 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges kam 
es in den Vereinigten Staaten schon bald zu 
einer Ernüchterung der auf die Vereinten 
Nationen gesetzten Hoffnungen. Schon wenige 
Jahre nach 1945 war eine Vielzahl von regio-
nalen Pakten und Organisationen entstanden.

Prof. Ernst Haas hat berechnet, daß im Jahre 
1957 von den damals 81 Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen 58 mindestens einer der v
neun größeren regionalen Allianzen angehör-
ten24 ). Im Jahre 1965 waren 92 UN-Mitglied-
staaten gleichzeitig an mindestens einem von 
neun regionalen Sicherheitspaktsystemen be-
teiligt25 ). Chadwick Alger und Steven Brams 
haben für das Jahr 1963 insgesamt 161 inter-
gouvernementale Organisationen nachgewie-
sen, von denen 66 regionaler Art waren26). 
Louis Kriesberg hat herausgefunden, daß von 
1 500 nicht-gouvernementalen internationalen 
Organisationen, die im „Yearbook of Interna-
tional Organizations“ für das Jahr 1962/63 
aufgeführt sind, etwa ein Drittel einen regio-
nalen Charakter haben27 ). Und Robert Angell 
gelangte zu dem Ergebnis, daß die regionalen 
Organisationen im Zeitraum zwischen 1956/57 
und 1962/63 von allen internationalen Organi-
sationen, neben „weltweiten" und „partikulari- 
stischen“, prozentual die gößte Zuwachsrate 
gehabt haben28 ). Von den 23 bedeutendsten 
regionalen Gruppierungen der Gegenwart 
existierte vor dem Zweiten Weltkrieg nur eine 
einzige29 ). Dieses Phänomen: das spontane — 
nach keinem Plan und aufgrund keiner Theo-
rie — Entstehen von regionalen Organisatio-
nen, ihre zahlen- und bedeutungsmäßige Zu-
nahme, ihre Strukturen, die Chancen, Formen 
und der Grad der Integration, ist in den Ver-



einigten Staaten der Gegenstand umfassender 
und systematischer Untersuchungen gewor-
den30 ). Sie bilden den theoretischen Hinter-
grund und gaben einen Anstoß zu Ausbildung 
der Doktrin des Regionalismus.

30) Einen guten Überblick über den Stand der For-
schung, die Theorie des Regionalismus im Rahmen 
der internationalen Politik betreffend, vermittelt 
K. Kaiser, The Interaction of Regional Subsystems 
— Some Preliminary Notes on Recurrent Patterns 
and the Role of Superpowers, in: World Politics, 
1968, 21/1, p. 84—107. — Zu den amerikanischen 
Standardwerken zählen. E. B. Haas, The Challenge 
of Regionalism, in: International Organization, 1958, 
12/3, p. 440—448; A. Etzioni, Political Unification — 
A Comparative Study of Leaders and Forces, New 
York 1965; R. J. Yalem, Regionalism and World 
Order, Washington, D. C., 1965; B. M. Russett, In-
ternational Regions and the International System 
— A Study in Political Ecology, Chicago 1967. Vgl. 
ferner die informative Einleitung von J. S. Nye, in: 
ders. (ed.), International Regionalism, Boston 1968, 
p. V-XII. — In der Bundesrepublik ist der Regio-
nalismus behandelt worden von: P. Coulmas, Re-
gionalismus, in: Moderne Welt, 1969, 10/1, S. 3—13; 
K. Krakau, Der Regionalismus im Spannungsfeld 
hegemonialer Interessen, in: Moderne Welt, 1969, 
10/1, S. 22—34; A. von Schack, Europa ist kein Ein-
zelfall — Die Regionen der Welt, 1969, Manuskript; 
E. Senghaas-Knobloch, Frieden durch Integration 
und Assoziation — Literaturbericht und Problem-
studien, Stuttgart 1969.
31) Uber die Entstehung und die Vertreter der „rea-
listischen Schule" in den Vereinigten Staaten 
unterrichtet: K. W. Thompson, Political Realism 
and the Crisis of World Politics — An American 
Approach to Foreign Policy, Princeton, N. J., 1960. 
Kritisch behandelt wird diese Position von I. L. 
Claude, Power and International Relations, New 
York 1962.

32) Vgl. 1. L. Claude, The Wilsonian Critique, in: 
ders., a. a. O., p. 75—87.

33)  H. J. Morgenthau, Politics Among Nations — 
The Struggle for Power and Peace, 3. ed., New 
York 1962, p. 167, 174.

Eingegangen in die Doktrin des Regionalismus 
ist zweitens der Beitrag der sogenannten „rea-
listischen Schule", die in den Vereinigten Staa-
ten während der fünfziger Jahre ihre Blütezeit 
gehabt hat31 ). Ihre Begründer, der Theologe 
Reinhold Niebuhr, der englische Historiker 
Edward H. Carr, der Geopolitiker Nicholas J. 
Spykman und der Politologe Hans J. Morgen-
thau, wie ihre Anhänger in der praktischen 
Politik, darunter George F. Kennan, Charles 
B. Marshall und George W. Ball, haben in einer 
Zeit, als die Vereinigten Staaten zwischen 
Isolationismus und Universalismus hin- und 
hergerissen Weltpolitik ohne weltpolitische 
Erfahrungen machten, einen entscheidenden 
Beitrag zur außenpolitischen Orientierung der 
USA geleistet. In einer relativ kurzen Zeit-
spanne — darin scheint mir die intellektuelle

Bedeutung dieser Schule zu liegen — haben 
ihre Vertreter, nicht ohne auf heftigen Wider-
stand zu stoßen, traditionelle, zumeist in Eu-
ropa entwickelte außenpolitische Kategorien 
rezipiert, die ihnen zugrunde liegenden Erfah-
rungen analysiert und mit ihrer Hilfe die welt-
politische Situation nach 1945 interpretiert.

Dabei blieb nicht aus, daß die Einschätzung 
des außenpolitischen Gleichgewichts zwischen 
einer Mehrzahl von Machtzentren, die „balan- 
ce of power" als System der internationalen 
Politik, als Mittel der Machtbegrenzung und als 
Prinzip der Politik, eine Umwertung erfuhr. Sie 
war von Woodrow Wilson während des Ersten 
Weltkrieges als das Herzstück der alten inter-
nationalen Ordnung aus politischen wie mora-
lischen Gründen verworfen worden, weil sie 
weder den Krieg zu verhindern vermocht hatte 
noch mit den Prinzipien der Demokratie, der 
nationalen Selbstbestimmung und der politi-
schen Moral, wie er sie verstand, zu verein-
baren 32 war ).

Sie wurde, wenn auch mit einer Reihe präzi-
sierter Vorbehalte, von Hans J. Morgenthau 
u. a. wieder aufgewertet. Morgenthau erblickte 
im internationalen Gleichgewichtssystem, in 
welchem Macht „zwischen mehreren Nationen 
von annähernder Gleichheit" verteilt ist, die 
besondere Manifestation eines allgemeinen 
Prinzips, dem alle Gemeinschaften, die sich aus 
autonomen Einheiten zusammensetzen, die 
Autonomie ihrer Mitglieder verdanken. Unter 
Bedingungen, die durch die Existenz von sou-
veränen Staaten gekennzeichnet sind, sichert 
dieses Prinzip, wenn und solange es beachtet 
wird, sowohl die Unabhängigkeit der 
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Staaten 
wie die Stabilität des von ihnen organisierten 
Staatensystems. Jedoch sind Unabhängigkeit 
wie Stabilität durch den fortlaufenden Wandel 
der internationalen Situation ständig bedroht, 
weshalb, um Unabhängigkeit wie Stabilität zu 
erhalten, das Gleichgewicht immer wieder neu 
geschaffen werden muß ).



Zum unmittelbaren Anknüpfungspunkt für die 
Doktrin des Regionalismus wurde das so 
wiederbelebte Gleichgewichtsdenken dadurch, 
daß Morgenthau, dessen Name hier gleich-
zeitig für andere steht, dem bipolaren System 
der ersten Nachkriegszeit die Prognose stellte, 
daß es sich entweder zu einem Zwei-Blöcke- 
System verfestigen würde, welches alle „un- 
committed nations of the world" absorbieren 
wird, oder aber, daß es in ein multipolares 
System zerfallen würde, welches mehr als nur 
zwei Machtzentren aufweisen wird34 ). Schien 
sich in den fünfziger Jahren der erste Teil der 
Prognose zu bewahrheiten, so machten in den 
sechziger Jahren viele Anzeichen den zweiten 
Teil wahrscheinlich. Der Doktrin des Regiona-
lismus liegt erklärtermaßen die Erwartung zu-
grunde, daß das internationale System der 
Zukunft, wenn auch nicht militärstrategisch, 
so doch politisch ein multipolares sein wird.

34) H. J. Morgenthau, a. a. O., p. 361.
35) W. Lippmann, U. S. Foreign Policy — Shield of 
the Republic, Boston 1943, p. 21.

Als Katalysator, durch den diese wie andere 
Erwägungen politisch relevant wurden und in 
eine Doktrin eingegangen sind, hat sich die 
außenpolitische Situation der Vereinigten 
Staaten erwiesen, die in den sechziger Jah-
ren — unabhängig, aber doch verstärkt durch 

: das Engagement in Südvietnam — zunehmen-
der Kritik ausgesetzt gewesen und von einem 
Teil der Kritiker mit der Formel des overcom-
mitment umschrieben worden ist. Daraus er-
wuchs die Forderung, die außenpolitischen 
Verpflichtungen der Vereinigten Staaten in 
Übereinstimmung mit ihren vorhandenen 
Hilfsmitteln zu bringen.

Dafür hatte Walter Lippmann bereits 1943 die 
Parole ausgegeben: „The nation must maintain 

its objectives and its power in equilibrium, 
its purposes within means and its means equal 
to its pu
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rposes, its commitments related to its 
resources and its resources adequate to its 
commitments." ) Diese Warnung vor einem 
die amerikanischen Möglichkeiten übersteigen-
den Universalismus wurde nunmehr zum Vor-
behalt und Einwand gegen die offizielle Politik 
des Containment. Für die Stabilisierung des 
Status quo, die in der ersten Nachkriegszeit in 
der Tat nur durch das globale Engagement der 
USA zu erreichen war, zeichnen sich in Zukunft 
neue, weniger aufwendige, dem Eigeninteresse 
angemessenere Möglichkeiten ab. Ein Abbau 
der weltweiten amerikanischen Verpflichtungen 
setzt jedoch voraus, daß die dadurch zwangs-
läufig entstehenden Machtvakuen weder von 
außen aufgefüllt noch auch durch wieder auf-
brechende innere Konflikte zerrissen werden. 
Beides zu verhindern, das internationale 
Gleichgewicht auf der Grundlage von mehr als 
nur zwei Akteuren neu auszubalancieren und 
regionale Konfliktstoffe durch Integrationen 
aus der Welt zu schaffen, ist das Ziel des 
Regionalismus. Das von ihm empfohlene Mit-
tel: die Schaffung von regionalen, überstaat-
lichen Einheiten, durch die erstens zusätz-
liche Weltmächte ins Leben gerufen und zwei-
tens unruhige Konfliktzonen befriedet werden 
sollen. Internationale Stabilität durch die Kon-
solidierung eines Gleichgewichtssystems zu 
sichern und die Basiseinheiten des Gleichge-
wichtssystems auszuwechseln, es von seiner 
regionalen Ebene auf eine höhere, globale zu 
transformieren, sind Themen, für die es in der 
europäischen Geschichte exemplarische Ana-
logien gibt.



II. Das Gleichgewicht der Mächte und die kontinentalen Großräume

Ein kritisches überdenken der Rolle, welche 
das Gleichgewicht der Mächte in der europäi-
schen Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts 
gespielt hat, fördert die Einsicht zutage, daß 
es stets von denen am meisten gerühmt wor-
den ist, deren staatliche Interessen von ihm am 
wenigsten beeinträchtigt worden sind. Diesen 
Sachverhalt hat Nicholas J. Spykman im Jahre 
1942 auf die klassische Formel gebracht: „The 
truth of the matter is that states are interested 
only in a balance which is in their favor." 36)  
Auf die historischen Erfahrungen, die dieser 
Sicht zugrunde liegen, ist hier einzugehen, um 
die Art der Interessen und der Vorteile ken-
nenzulernen, denen das Gleichgewichtssystem 
in der Verhangenheit sein Ansehen bei Theo-
retikern und Staatsmännern verdankt. Wobei, 
um einem möglichen Mißverständnis von vorn-
herein zu wehren, sogleich angefügt sei, daß 
selbst ein Mißbrauch des Gleichgewichtsden-
kens weder die Wirkungen des auf dem 
Gleichgewicht der Mächte beruhenden Systems 
außer Kraft zu setzen noch die von ihnen ab-
geleiteten Maxime der 
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praktischen Politik ad 

absurdum zu führen vermag ).

Es ist ein offenes Geheimnis, daß die britische 
„power of balance"-Politik gegenüber Konti-
nentaleuropa dem Interesse Großbritanniens 
entsprach, das aufgrund seiner insularen Lage 
und als Flankenmacht zum Schiedsrichter in 
europäischen Angelegenheiten, zum „balan- 
cer" des europäischen Gleichgewichtssystems 

avanciert und das in dieser Position seiner 
Herrschaft über die Meere, seiner „supremacy" 
in außereuropäischen Angelegenheiten sicher 
war. Von Robert S. Castlereagh38), dem briti-
schen Außenminister der nach-napoleonischen 
Zeit, über Sir Eyre 39 Crowe )  bis zu Sir Winston 
Churchill, der von der „wonderful unconscious 
tradition of British foreign policy" gesprochen 
hat40 ), war die Konservierung des Status quo 
auf dem Kontingent — nicht unbedingt der be-
stehenden territorialen Grenzen, aber doch des 
etablierten Machtgleichgewichts — ein offen 
erklärtes Ziel der britischen Außenpolitik. Das 
hat Europa zwar davor bewahrt, das Opfer 
einer europäischen Hegemonialmacht zu wer-
den, hat aber nicht verhindert, sondern dazu 
geführt, daß es am Ende das Protektions- und 
Herrschaftsgebiet zweier außereuropäischer 
Großmächte geworden ist.

36) N. J. Spykman, America's Strategy in World 
Politics, New York 1942, p. 21.
37) Auf die auch diesem Denken innewohnende 
Tendenz zur Ideologisierung hat ausdrücklich schon 
H. J. Morgenthau hingewiesen, in: ders., a. a. O., p. 
213 ff.
38) Robert S. Castlereagh (1769—1822) war von 
1811—1822 britischer Außenminister. Er verstand 
unter Gleichgewichtspolitik: „the maintainance of 
such a just equilibrium between the members of the 
family of nations as should prevent any of them 
becoming sufficiently Strong to impose its will 
upon the rest". Zit. nach: A. Mills and Ch. H. Laugh- 
tin, World Politics in Transition, New York 1956, 
p. 108.
39) Sir Eyre Crowe sah zu Beginn des Ersten Welt-
krieges die Aufgabe (mission) Großbritanniens dar-
in, „by throwing her weight now in this scale and 
now in that, but ever on the side opposed to the

political dictatorship of the strongest single State 
or group at a given time", das Gleichgewicht auf 
dem europäischen Kontinent aufrechtzuerhalten. 
Vgl. Memorandum by Sir Eyre Crowe on the Pre-
sent State of British Relations with France and Ger-
many, Jan. 1, 1907, reprinted in: G. P. Gooch and 
H. Temperley (eds.), British Documents on the 
Origins of the War, 1898—1914, London 1928, III, 
p. 403.
40) W. S. Churchill, The Second World War — The 
Gathering Storm, Boston 1948, p. 208. — Vgl. auch: 
„For four hundred years the foreign policy of Eng-
land has been to oppose the strongest, most aggres-
sive, most dominating Power on the Continent." 
Ebda. Beide Zitate stammen aus einer Rede des 
Jahres 1936.

Die Uhr der britischen Gleichgewichtspolitik 
war 1945 endgültig abgelaufen. Ihr Mechanis-
mus, der funktioniert hatte, solange die Mächte 
Europas untereinander auszubalancieren 
waren, solange Europa machtpolitisch „balka- 
nisiert" war, ist jedoch schon früher defekt ge-
wesen. Der Zeitpunkt und auch der Grund ist 
von Benjamin Disraeli, seinerzeit Führer der 
Opposition im britischen Unterhaus, exakt be-
stimmt worden. In einer Rede vor dem briti-
schen Unterhaus hat er am 9. Februar 1871, 
drei Wochen nach der Geburt des kleindeut-
schen Reiches, erklärt: „Nicht ein einziger der 
Grundsätze in der Handhabung unserer aus-
wärtigen Angelegenheiten, welche noch vor



einem halben Jahr von allen Politikern als 
selbstverständliche Richtlinien anerkannt wur-
den, gilt heute noch. Es gibt keine überkom-
mene Auffassung der Diplomatie, welche nicht 
fortgeschwemmt worden wäre. Wir stehen vor 
einer neuen Welt, neue Einflüsse sind am 
Werk; . .. das Gleichgewicht der Macht ist völ-
lig ze 41rstört." )

Mit dem Beginn dessen, was Theodor Schieder 
die „latente" deutsche Hegemonie über Europa 
genannt hat42), war auch der traditionellen 
französischen Gleichgewichtspolitik der Boden 
entzogen. Ihr Interesse, so wie es von Riche-
lieu, Mazarin und Talleyrand gesehen und 
verfolgt worden ist43 ), war darauf gerichtet, 
Deutschland im Zustande der Uneinigkeit zu 
halten. Denn auf der Vielzahl der deutschen 
Staaten und der damit gegebenen Möglichkeit, 
sie gegeneinander auszuspielen, beruhte die 
privilegierte Stellung und die Sicherheit des 
vereinigten französischen Staates. Die deut-
sche Einigung bedeutete das Ende der fran-
zösischen Vorzugsstellung, die nur solange 
aufrechtzuerhalten war, solange Deutschland 
„balkanisiert" war. Kein Wunder, daß diese 
Abdankung von denjenigen Franzosen, die in 
den Kategorien der überkommenen Gleich- 

� gewichtspolitik dachten, nicht verwunden und 
zur Ursache für das Unglück Europas verklärt 
worden ist.

41) W. F. Monypenny and G. E. Buckle, The Life of 
Benjamin Disraeli, 5. t., p. 133 f.; zit. nach: W. Buss-
mann, Bismarck im Urteil der Zeitgenossen und 
der Nachwelt, Stuttgart 1954, S. 28.
42) Th. Schieder, Bismarck und Europa — Ein Bei-
trag zum Bismarck-Problem, in: W. Conze (Hrsg.), 
Deutschland und Europa — Historische Studien zur 
Völker- und Staatenordnung des Abendlandes, Düs-
seldorf 1951, S. 36. — L. Dehio spricht von einer 
„halbhegemonialen Stellung des Bismarckreiches 
auf dem Festland". L. Dehio, Deutschland und die 
Weltpolitik im 20. Jahrhundert, München 1955, 
S. 15.
43) Vgl. u. a. J. Bainville, Histoire de deux peuples 
(1915), dtsch.: Geschichte zweier Völker, Hamburg 
1939, und E. von Vietsch, Die historische Gleichge-
wichtspolitik Frankreichs, in: ders., Das europäische 
Gleichgewicht — Politische Idee und staatsmänni-
sches Handeln, Leipzig 1942, S. 47—130.

44) J. Bainville, a. a. O., S. 175. — Bainville zitiert 
auch die Worte, welche Thiers sechs Wochen vor 
Königgrätz (1866) gesprochen hat: „Der wichtigste 
Grundsatz der europäischen Politik geht dahin, daß 
Deutschland aus unabhängigen Staaten zusammen-
gesetzt sein muß, die untereinander nur durch ein 
einfaches föderatives Band verknüpft sind." J. Bain-
ville, Les consequences politiques de la paix 
(1920), dtsch.: Frankreichs Kriegsziel, Hamburg 
1939, S. 61.
45) A. Murcier, Was will de Gaulle, die Sphinx 
Frankreichs? Diessen / Ammersee 1965, S. 14.
46) Deutsche Bundesakte vom 8. Juni 1815; zit. nach: 
E. R. Huber (Hrsg.), Dokumente zur deutschen Ver- 
fassungsgesdiichte, Stuttgart 1961, 1. Bd., S. 75.

Der Historiker Jacques Bainville hat diese Be-
fürchtungen in die Worte gefaßt: „Es gab nach 
der deutschen Einigung in der Tat keine Spur 

mehr des alten Systems eines — wie auch 
immer — gegen die Übergriffe des Stärkeren 
organisierten Europas. Das System des Gleich-
gewichts, das die europäische Welt durch 
Frankreich gefunden hatte und das wesentlich 
auf der Ohnmacht Deutschlands beruhte
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, war 
zerbrochen. ... 1870 kennzeichnet die Herauf- 
kunft der internationalen Anarchie." ) Wie 
ein Nachklang dieses an der französischen 
Staatsräson orientierten Denkens klingt ein 
Satz, welchen Charles de Gaulle, wie einer 
seiner Biographen, Alain Murcier, zu berich-
ten weiß, einem Gesprächspartner geantwortet 
haben soll, der ihn darauf aufmerksam gemacht 
hatte, daß die Teilung Deutschlands gut für 
Frankreich wäre: „Das sage ich schon seit tau-
send J 45ahren!" )

Die zentrale Bedeutung, welche Deutschland 
als Raum von Staaten wie als Nationalstaat 
für das europäische Gleichgewicht, für seine 
Erhaltung, seine Störung und seine schließ-
liche Außerkraftsetzung gehabt hat, legt die 
Frage nahe, welche Rolle das Gleichgewichts-
denken im politischen Leben Deutschlands ge-
spielt hat. Es war, dies ein historisch einmali-
ger Fall, unmittelbar in die Charta des 1815 
gegründeten Deutschen Bundes eingegangen, 
in deren von den acht europäischen Großmäch-
ten der damaligen Zeit mitunterzeichneten 
Präambel steht, daß die 39 Mitgliedstaaten 
den Bund ins Leben gerufen hatten: „von den 
Vortheilen überzeugt, welche aus ihrer festen 
und dauerhaften Verbindung für die Sicherheit 
und die Unabhängigkeit Deutschlands, und die 
Ruhe und das Gleichgewicht Europas hervor-
gehen ... "46 ).



Einer der geistigen Väter des Deutschen Bun-
des, Friedrich von Gentz, hatte schon 1806 die 
„Maxime" aufgestellt, daß kein Land des euro-
päischen Staatensystems so mächtig werden 
dürfe, daß es von der „Gesammtheit der 
übrigen" nicht bezwungen werden könne, und 
daraus die politische Nutzanwendung abgelei-
tet, daß, wenn immer das Gleichgewicht von 
einer einzelnen Macht bedroht ist, „kein Mittel 
zur Schwächung derselben, das die Staats- 
Weisheit nur irgend an die Hand gibt, unver-
sucht gelassen werden müss 47e" ).  Unter dem 
Eindruck der von Napoleon beinahe verwirk-
lichten und nur in einer großen Koalition 
niedergerungenen französischen Hegemonie in 
Europa hatte Gentz die Lehre gezogen, daß 
allen hegemonialen Bestrebungen, ganz gleich 
von welcher Macht sie ausgingen, zu begegnen 
sei.

Leopold von Ranke seinerseits glaubte gar aus 
den geschichtlichen Ereignissen, die er er-
forscht und die er erlebt hatte, die folgende 
Regel herauslesen zu können, die ebenfalls 
eine unüberhörbare Warnung an alle poten-
tiellen Hegemonialmächte enthielt: „In großen 
Gefahren kann man wohl getrost dem Genius 
vertrauen, der Europa noch immer vor der 
Herrschaft 
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jeder einseitigen und gewaltsamen 
Richtung beschützt, jedem Druck von der einen 
Seite noch immer Widerstand von der anderen 
entgegengesetzt und bei einer Verbindung der 
Gesamtheit, die von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 
enger und enger geworden, die allgemeine 
Freiheit und Sonderung glücklich gerettet 
hat." )

Als Gentz und Ranke das in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts schrieben, lag es ihnen 
fern, in Deutschland den Störenfried des euro-
päischen Gleichgewichtssystems zu sehen, der, 
wie Gentz empfohlen hatte, als „gemeinschaft-
licher Feind des gesamten Gemeinwesens be-

handelt" werden solle49). Deutschland konnte 
dazu gar nicht werden, solange es aus einer 
Vielzahl von Staaten bestand. Daß es dazu no-

47) F. von Gentz, Fragmente aus der neusten Ge-
schichte des politischen Gleichgewichts in Europa, 
St. Petersburg 1806, Neudruck Osnabrück 1967, 
S. 7 f.
48) L. von Ranke, Die großen Mächte (1833), in: 
ders., Geschichte und Politik — Ausgewählte Auf-
sätze und Meisterschriften, hrsg. von H. Hofmann, 
Stuttgart 1940, S. 11.

49) F. von Gentz, a. a. O.t S. 8.
50) Marx, Engels, Lenin, Stalin, Zur deutschen Ge-
schichte, 3 Bde., Berlin 1954, II, 2, S. 897 und S. 886, 
887. Aufschlußreich auch die Prognose von F. En-
gels über den kommenden Krieg, von dem er im 
Jahre 1887 gesagt hat: „Deutschland wird Verbün-
dete haben, aber Deutschland wird seine Verbün-
deten, und diese werden Deutschland bei erster 
Gelegenheit im Stich lassen. Und endlich ist kein 
anderer Krieg für Preußen-Deutschland mehr mög-
lich als ein Weltkrieg, und zwar ein Weltkrieg von 
einer bisher nie geahnten Ausdehnung und Heftig-
keit. Acht bis zehn Millionen Soldaten werden sich 
untereinander abwürgen und dabei ganz Europa so 
kahl fressen wie noch nie ein Heuschrecken-
schwarm. Die Verwüstungen des Dreißigjährigen 
Krieges zusammengedrängt in drei bis vier Jahre 
und über den ganzen Kontinent verbreitet . . ." 
Marx, Engels, Lenin, Stalin, a. a. O., II, 2, S. 1114.

lens volens wurde, sobald es als vereinter
Staat auf die europäische Staatenbühne trat, 
ist auch von hellsichtigen deutschen Beobach-
tern der Ereignisse erkannt und mit den daraus 
erwachsenden Folgen beschrieben worden. In 
diesem Zusammenhang sei nur an die Bemer-
kung erinnert, mit der Karl Marx das Entstehen 
des deutschen Nationalstaates „begrüßt" hat. 
In einer von ihm verfaßten Adresse des Gene-
ralrates der Internationalen Arbeiterassozia-
tion aus dem Jahre 1870 heißt es, daß die 
europäischen Mächte die deutsche Vorherr-
schaft in Europa nicht hinnehmen, sondern zu 
brechen versuchen werden. „Das ist das Gesetz 
des alten politischen Systems." Der Krieg, 
auch das sind seine Worte, wäre entgegen den 
Erwartungen der „Militärkamarilla, Professo-
renschaft, Bürgerschaft und Wirtshauspolitik" 
durch die deutsche Einigung zu einer „euro-
päischen Institution" gemacht, der kommende 
Friede in einen „bloßen Waffenstillstand" ver-
wandelt worden. „Tritt dieser unwahrschein-
liche Fall (der einer vorhergehenden Revolu-
tion — H. W.) nicht ein, so muß der Krieg zwi-
schen Deutschland und

50
 Rußland als un fait 

accompli behandelt werden." )
/

Und der liberale Historiker Georg Gottfried 
Gervinus schrieb in seinem 1871 verfaßten po-
litischen Testament, seiner „Denkschrift zum 
Frieden", daß Deutschland durch die Reichs-
gründung in einen „allzeit angriffsfähigen



Kriegsstaat'' umgewandelt worden wäre. Nur 
in der „Selbsttäuschung des Patriotismus" 
könne man sich verhehlen, daß eine solche, 
alle Nachbarn in gleicher Weise bedrohende 
Machtkonzentration im Herzen Europas auf 
die Dauer nie ertragen werden würde. Für 
jeden, der Augen habe zu sehen, sei es offen-
kundig, daß hier „eine permanente Kriegs-
macht von so furchtbarer Überlegenheit" im 
Entstehen begriffen wäre, „wie sie die Zeiten 
. . . der letzten Jahrhunderte niemals, nicht 
entfernt gekannt haben" 5).  In seinem Nach-
laß fanden sich auch diese Zeilen, mit denen er 
seine deutschen Landsleute gewarnt hat, daß 
ihr Umsturzversuch des europäischen Gleich-
gewichtssystems kläglich und schändlich schei-
tern werde:

„Ihr aber könnt, wenn euer Taumel endet, 
nicht klagen, daß euch kein Prophet gesen-
det 52." )

So erklärlich das Interesse an der Erhaltung 
des 1815 geschaffenen Gleichgewichtssystems 
derjenigen Deutschen war, die in ihm eine 
Garantie für die Unabhängigkeit und Sicher-
heit der ihm angehörenden, es ausbalancieren-
den deutschen und europäischen Staaten er-
blickten, so verständlich ist, daß es von den-
jenigen Deutschen mit Verachtung gestraft 
worden ist, deren Streben dahin ging, den auf 
dem Wiener Kongreß organisierten Status quo 
durch die Schaffung eines vereinigten deut-
schen Staates aus den Angeln zu heben. Das 
war unter den obwaltenden Umständen nicht 
gut möglich, ohne daß davon auch das euro-
päische Gleichgewichtssystem betroffen wurde. 
Schon 1848 hatte Friedrich Christoph Dahl-
mann erklärt: „Auf dieser Verrückung des 
Gleichgewichts von Europa wollen wir beste-
hen, bis der letzte Tropfen Blutes uns ent-
strömt ist" 53 ). Daß es dabei nicht nur um eine 
Reorganisation des europäischen Gleichge-

51) G. G. Gervinus, Denkschrift zum Frieden — An 
das preußische Königshaus (1871), in: Hinterlassene 
Schriften, Wien 1872, S. 22 ff.
52) G. G. Gervinus, a. a. O., S. 35.
53) Zit. nach: W. Mommsen, Die deutsche Einheits-
bewegung — Eine Auswahl zeitgenössischer Äuße-
rungen, Berlin 1930, S. 275 f.

wichtsystems ging, wie wohl auch Bismarck 
geglaubt hat, sondern daß seine Funktions-
fähigkeit, ja seine Existenz überhaupt in Frage 
gestellt war, darüber hat es zumindest bei den 
für die deutsche Außenpolitik Verantwortli-
chen nach der Jahrhundertwende keine Illusio-
nen mehr gegeben.

Der Historiker Otto Hintze hat diese Sicht mit 
den schlichten Worten umschrieben: „Das 
europäische Staatensystem ist heute ein über-
wundener Stand 54punkt." )  Der General Fried-
rich von Bernhardi dozierte 1912 wohlgemut: 
„Zunächst müßte das Prinzip des europäischen 
Gleichgewichtes, das seit dem Wiener Kongreß 
ein gewissermaßen sakrosanktes, aber ganz 
unberechtigtes Dasein führt, entschieden durch-
brochen werden 55." )  Der Soziologe Max We-
ber hat mitten im Ersten Weltkrieg die Ver-
bindung zwischen dem Kampf, in dem der 
deutsche Staat damals stand, und seiner Grün-
dung, durch die er auf die Bahn zur Weltmacht-
politik eingeschwenkt war, mit dem Satz her-
gestellt: „Wollten wir diesen Krieg nicht ris-
kieren, nun, dann hätten wir die Reichsgrün-
dung ja unterlassen und als 
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ein Volk von 

Kleinstaaten weiter existieren können." )

54) O. Hintze, Deutschland und das Weltstaaten-
system, in: ders. (Hrsg.), Deutschland und der Welt-
krieg, 2 Bde., 2. erw. Ausl., Leipzig und Berlin 1916, 
I, S. 23 f.
55) F. von Bernhardi, Deutschland und der nächste 
Krieg, Stuttgart und Berlin 19125, S. 117. — Vgl. 
auch die folgende Bemerkung: „Mit dem Gedanken 
an ein solches (europäisches — H. W.) Gleichge-
wicht müssen wir völlig brechen. Es widerspricht in 
seiner jetzigen innerlich unwahr gewordenen 
Gestaltung unseren wichtigsten Interessen. Die 
Idee eines Staatensystems, das gemeinsame Kultur-
interessen hat, soll natürlich nicht ausgeschaltet, 
sie soll nur auf einer neuen und richtigeren Grund-
lage entwickelt werden. Nicht um ein europäisches 
Staatensystem kann es sich heute handeln, sondern 
um ein Weltstaatensystem, in dem das Gleichge-
wicht auf wirklichen Machtfaktoren aufgebaut ist. 
In diesem Staatensystem müssen wir streben, an der 
Spitze eines mitteleuropäischen Staatenbundes eine 
gleichberechtigte Stellung zu erringen, indem wir 
das angebliche europäische Gleichgewicht in der 
einen oder der anderen Weise auf seinen wahren 
Wert zurückführen und unsere eigene Macht ent-
sprechend steigern." Ebda., S. 119.
56) M. Weber, Deutschland unter den europäischen 
Weltmächten, in: ders., Gesammelte Politische 
Schriften, 2. erw. Ausl., neu hersg. von J. Winckel- 
mann, Tübingen 1968, S. 172. Bereits 1895 hatte " 
Weber gesagt: „Wir müssen begreifen, daß die 



Gleichwohl, und das allein ist hier bemerkens-
wert, hatten die Deutschen, die so argumen-
tierten, nicht aufgehört, in den Kategorien des 
Machtgleichgewichts zu denken. Sie waren 
nach wie vor, worauf insbesondere Ludwig 
Dehio und Hans-Heinz Krill in ihren Unter-
suchungen aufmerksam gemacht haben ), an 
einem Machtgleichgewicht interessiert, wollten 
seine Voraussetzungen überhaupt erst schaf-
fen — nur daß es sich dabei um ein weltweites 
Gleichgewicht handelte, während das kon-
tinental-europäische Gleichgewicht von ihnen, 
wie es Dehio formuliert hat, aufs „Altenteil" 
verwiesen wurde58 ). Diese Überlegungen 
stützten sich auf Entwicklungen, die als in 
Gang befindlich erkannt wurden und die, in 
die Zukunft projiziert, so gedeutet wurden, 
daß es durch sie quasi naturgesetzlich zur Aus-
bildung eines neuen Gleichgewichtsystems 
kommen werde.

Einigung Deutschlands ein Jugendstreich war, den 
die Nation auf ihre alten Tage beging und seiner 
Kostspieligkeit halber besser unterlassen hätte, 
wenn sie der Abschluß und nicht der Ausgangs-
punkt einer deutschen Weltmachtpolitik sein sollte." 
M. Weber, Der Nationalstaat und die Volkswirt-
schaftspolitik, in: ders., a. a. O., S. 23.
57) Vgl. L. Dehio, Ranke und der deutsche Imperia-
lismus, in: ders., Deutschland und die Weltpolitik 
im 20. Jahrhundert, München 1955, S. 37—69; sowie 
H.-H. Krill, Die Rankerenaissance — Max Lenz und 
Erich Marcks: Ein Beitrag zum historisch-politischen 
Denken in Deutschland 1880—1935, Berlin 1962, ins- 
bes. Kap. 6 und 7, S. 172—225. Vgl. auch das mate-
rialreiche Kapitel „Vom Großmacht- zum Welt-
machtsanspruch: Das Selbstverständnis der
.Nation'", in: F. Fischer, Krieg der Illusionen — Die 
deutsche Politik von 1911 bis 1914, Düsseldorf 1969, 
S. 62—84.
58) L. Dehio, a. a. O., S. 14.

59) K. Jentsch, in: Die Gegenwart, v. 9. 4. 1898.
60) R. Kjellen, Die Großmächte der Gegenwart, 
Leipzig und Berlin 19155, S. 204 f.

Die treibende Kraft war die Dynamik der tech-
nisch-industriellen Entwicklung, welche grö-
ßere Märkte und Organisationen erforderlich 
machte. Schon 1898 hatte Karl Jentsch auf 
zwei politische Folgen dieser alte Ordnungen 
zerbrechenden und neue hervorbringenden 
Evolution hingewiesen: „Die europäischen 
Mächte fallen in den Rang von Kleinstaaten 
zurück, die keine Politik mehr treiben, sondern 
bestenfalls Lärm machen können, wenn sie für 
sich allein dastehen. Die Zukunft gehört den 
Weltmächten. Das deutsche Volk ist vor die

Entscheidung gestellt, ob es politisch abdan-
ken oder ob es eine Weltmacht werden will. 
Diese Alternative ist mit einer zweiten gekop-
pelt: in Europa ist n
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ur für eine Weltmacht 

Platz." )

Diese Auffassung ist um die Jahrhundertwende 
übrigens nicht nur von Deutschen vertreten 
worden, sie wurde auch z. B. von dem schwe-
dischen Staatsrechtler Rudolf Kjellen geteilt. 
Er schrieb im Jahre 1913, daß das, was bisher 
nur ein voreiliger Gedanke gewesen wäre, die 
Einigung Europas, nunmehr den „Charakter 
einer Notwendigkeit im Interesse der Selbst-
erhaltung" angenommen habe. „Nur durch den 
Zusammenschluß können die heutigen euro-
päischen Staaten ihre Widerstandskraft gegen-
über schneller wachsenden Gegnern bewahren, 
die ihre Gebiete mit zweistelligen Millionen-
zahlen zählen und sie gleichzeitig mit eigenen 
Vorräten ernähren können; ihre Schatten se-
hen wir bereits über unserem Erdteil in der 
amerikanischen, der russischen und der gelben 
Gefahr. So ist Europa unter einen Druck gera-
ten, der möglicherweise einmal stark genug 
sein wird, die mächtigen Tatsachen und Tra-
ditionen, welche es noch in rein souveräne 
Teilchen zersplittern, zu überwinden. In einem 
solchen Zusammenschluß erscheint Deutsch-
land als der geographisch und kulturell natür-
liche 60Führer." )

Vor genau fünfundfünfzig Jahren, 1915, 
glaubte Friedrich Naumann, daß die Zentren 
der kommenden Weltmächte — außer auf der 
Linie Berlin—Prag—Wien — in London, 
New York und Moskau liegen würden. Unsi-
cher war er lediglich, ob es auch noch in ande-
ren Regionen zur Ausbildung von Weltmäch-
ten kommen werde. „Ob ein ostasiatischer 
Weltmittelpunkt in Japan oder in China sich 
bilden wird, liegt noch im unklaren. Ob Indien 
oder Afrika überhaupt jemals Mittelpunkte 
erster Größe hervorbringen, ist mindestens 
sehr fraglich. Dasselbe gilt von Süd-



amerika." 61) Der Zusammenhang zwischen 
dem versuchten Aufstieg Deutschlands zu einer 
Weltmacht und der Schaffung eines weltweiten 
Machtgleichgewichtes, der — meiner Ans
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icht 
nach — zum Schaden seiner Arbeiten von dem 
Hamburger Historiker Fritz Fischer übersehen 
wird ),  ist vielleicht am klarsten von Otto 
Hintze formuliert worden, als er im Jahre 1916 
verkündete: „Unter Weltmacht verstehen wir 
nicht eine überragende, der Welt das Gesetz 
gebende Macht, nicht ein neues Rom, das keine 
andere gleichberechtigte Macht neben sich dul-
det, sondern eine Großmacht im Rahmen des 
neuen Weltstaatensystems, eine Macht vom 
Typus, wie ihn die vergrößerten und erweiter-
ten Weltverhältnisse bedingen und erfordern. 
Wir wollen als eine Weltmacht neben anderen 
Weltmächten in der zukünftigen Staatengesell-
schaft stehen, wie wir als eine Großmacht ne-
ben anderen Großmächten in dem bisherigen 
europäischen Staatensystem ges
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tanden haben 
... Der Gedanke, der unserer Politik zugrunde 
liegt, ist also nicht der der Weltherrschaft, 
sondern vielmehr der des Gleichgewichts der 
Mächte." )

In diesem Lichte gesehen, war der Erste Welt-
krieg ein Kampf zwischen den Mächten, die in 
Verfolgung ihrer Interessen das europäische 
Gleichgewichtssystem erhalten wollten und es 
dann doch nicht am Leben erhalten haben, und 
denen, die es in Verfolgung ihrer Interessen 

in ein Weltgleichgewichtssystem überführen 
wollten und dabei keinen Erfolg gehabt 
haben64). Gescheitert sind sie alle-, die einen 
früher, die an
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deren später. „Es ist", schreibt 
Ludwig Dehio, „als ob sich die Duellanten 
wechselseitig durchbohrt hätten." )

61) F. Naumann, Mitteleuropa, Berlin 1915, S. 165. 
Vgl. auch: „Der Geist des Großbetriebes und der 
überstaatlichen Organisation hat die Politik erfaßt. 
Man denkt, wie einst Cecil Rhodes sich ausdrückte, 
,in Erdteilen'. Wer klein und allein sein will, wird 
trotzdem von selber mit abhängig von den Lage-
veränderungen der großen Mächte. ... Wer unver-
bündet ist, ist isoliert; wer isoliert ist, ist gefähr-
det." Ebda., S. 4.
62) Obwohl F. Fischer dieser Zusammenhang nicht 
unbekannt ist, hat er den doppelten Aspekt, der 
die deutsche Politik vor und während des Ersten 
Weltkrieges überhaupt erst verständlich macht, in 
seinen beiden Hauptwerken nicht erfaßt. Er hat sich 
statt dessen ausschließlich auf das deutsche Streben, 
zur europäischen Hegemonialmacht aufzusteigen, 
kapriziert, für das er allein innenpolitische Fakto-
ren verantwortlich macht. Vgl. F. Fischer, Griff nach 
der Weltmacht — Die Kriegszielpolitik des kaiser-
lichen Deutschland 1914/18,.Düsseldorf 1961, und: 
Krieg der Illusionen — Die deutsche Politik von 
1911 bis 1914, Düsseldorf 1969.
63) O. Hintze, Der Sinn des Krieges, in: ders. 
(Hrsg.), a. a. O., II. S. 822 f.

64) Vgl. dazu W. Vogel, Das neue Europa, Leipzig 
1925, S. 32, wo es heißt: „Die deutsche Auffassung 
(vor und während des Ersten Weltkrieges — H. W.) 
ging im allgemeinen dahin, daß Deutschland nur 
seinem berechtigten und natürlichen Ausdehnungs-
streben nachkomme und daß es allerdings sein ge-
schichtlicher Beruf sei, den Zustand des europä-
ischen Gleichgewichts in einen solchen des Welt- 
Gleichgewichts zu überführen.'' Ferner L. Dehio, 
a. a. O., S. 37 ff.
65) L. Dehio, Gleichgewicht oder Hegemonie — Be-
trachtungen über ein Grundproblem der neueren 
Staatengeschichte, Krefeld 1948, S. 228. — Uber das 
nach Dehio seit 1871 gestörte europäische Gleichge-
wichtssystem heißt es an anderer Stelle: „Im engen 
Rahmen des morbiden Systems war das größte 
und vitalste Volk Europas nur zeitweise zu fesseln, 
nicht dauernd zu befriedigen." L. Dehio, Deutsch-
land und die Weltpolitik im 20. Jahrhundert, S. 27.
66) R. Höhn, Großraum und völkisches Rechtsden-
ken, Darmstadt 1941, S. 7.

Noch ein zweites Mal ist das politische Den-
ken in Deutschland in weltpolitische Bahnen 
gelenkt worden. Die nationalsozialistische Zeit 
verdient deswegen hier Beachtung, weil es in 
ihr, abseits vom Strom der offiziellen Verlaut-
barungen, auch Überlegungen gegeben hat, die 
an ein früheres Gleichgewichtsdenken an-
knüpften und die bis in die Gegenwart hinein 
aktuell geblieben sind. Reinhard Höhn, Pro-
fessor an der Berliner Universität, sah im Jahre 
1941 Kräfte am Werk, welche nicht nur in Eu-
ropa, sondern auf der ganzen Welt politische 
Gemeinschaften einer neuen Größenordnung 
ins Leben rufen würden: „So wie das Aufkom-
men von souveränen Staaten einst die Reiche 
ze
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rstörte, so saugen die Großräume (heute) die 

Staaten auf." ) Mit dem Terminus Groß-
raum taucht ein Begriff auf, der von Carl 
Schmitt in die Staats- und Völkerrechtslehre 
einzuführen versucht worden ist. Er selbst ver-
meinte die Notwendigkeit zu sehen, einer 
politischen Zwischeninstanz Anerkennung und 
einen Namen zu verschaffen, welche zwischen 
einem „Almanach-Staaten"-System (H. Jahr-
reiß) und einem Weltstaatsystem ihren histo-
rischen Platz hat. Als Präzedenzfall berief er 
sich dabei auf die Monroe-Doktrin aus dem



Jahre 1823, welche er die „erste Erklärung in 
der Geschichte des modernen Völkerrechts" 
genannt hat, „die von einem Großraum spricht 
und für ihn den Grundsatz der Nichtinterven-
tion raumfrem 67der Mächte auf stellt" ).

An dieser Interpretation der Monroe-Doktrin 
haben zwei Aspekte eine unverminderte Ak-
tualität bewahrt: die innere Struktur des Groß-
raumes und seine Außenbeziehungen. Mit der 
Konzeption des Großraumes, der von einer 
Führungsmacht, von ihm „Reich" genannt, 
konstituiert und garantiert wird, was prak-
tisch der Anerkennung oder doch Hinnahme 
eines regional begrenzten „Interventionsrech-
tes" und „Interventionsverbotes" gleichkam, 
hat Carl Schmitt einen Prototyp international 
relevanter Organisationsformen namhaft ge-
macht, für den die Geschichte der Nachkriegs-
zeit ihre Beispiele hat. Und als Folge der sich 
konstituierenden Großräume hielt er es für 
wahrscheinlich, daß in Zukunft vier verschie-
dene Formen internationaler Beziehungen zu 
unterscheiden sein werden: „Erstens solche 
zwischen den Großräumen im ganzen, weil 
diese Großräume selbstverständlich nicht her-
metisch abgeschlossene Blöcke sein sollen, son-
dern auch zwischen ihnen ökonomischer und 
sonstiger Austausch und in diesem Sinne ein 
.Welthandel' stattfindet; zweitens zwischen-
reichliche Beziehungen zwischen den führen-
den Reichen dieser Großräume; drittens zwi-
schen-völkische Beziehungen innerhalb eines 
Großraumes und endlich — unter dem Vorbe-
halt der Nichteinmischung raumfremder 
Mächte — zwischen-völkische Beziehungen 
zwischen Völkern verschiedener Großräu-
me." 68 ) Auch damit hatte Carl Schmitt Reali-
täten antizipiert, die — unabhängig von den 
Ereignissen, deren Zeuge er war und deren 
Kommentator er zu sein glaubte — geschichts-
wirksam geworden sind.

In den Großräumen erblickte Werner Daitz, 
der diesen Gedanken mitten im Zweiten Welt-
krieg öffentlich entwickelt hat, die Fundamente 
der neuen, sich abzeichnenden Weltordnung. 
Er sagte voraus, daß sich noch während des

Krieges und unmittelbar nach seinem Ende ins-
gesamt sechs Großräume konstituieren wür-
den:

1. der Großraum der ostasiatischen Völker-
familie

2. der Großraum der indisch-malaysischen 
Völkerfamilie

3. der Großraum der europäischen Völker-
familie

4. der Großraum der afrikanischen Völker 
schwarzer Rasse

5. der Großraum der anglo-amerikanischen 
Völker Nordamerikas und

6. der Großraum der latein-amerikanischen 
Völker Südamerikas.

Nicht ganz klar war er sich, ob es auch zur 
Bildung eines siebenten Großraumes der arabi-
schen Völker kommen werde. Aber bedacht hat 
er doch schon die Möglichkeit, daß es in einer 
ferneren Zukunft auch zu einer engen Koope-
ration zwischen den einander zugeordneten, 
auf der nördlichen und der südlichen Erdhälfte 
gelegenen Großräumen kommen könne. „Diese 
sechs Großräume, die heute schon harte, politi-
sche Realitäten sind, stehen insofern in einem 
interessanten natürlichen Verhältnis zueinan-
der und bilden dadurch gewissermaßen drei 
Paare, als der südli
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ch gelegene der tropische 

Komplementär zum nördlichen ist." )  Eine so 
strukturierte Weltordnung, das war seine Er-
wartung, „wird sich als friedlicher und krisen-
fester erweisen als 
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die Unordnung der letzten 

Jahrtausende." ) *

67) C. Schmitt, Völkerrechtliche Großraumordnung 
mit Interventionsverbot für raumfremde Mächte — 
Ein Beitrag zum Reichsbegriff im Völkerrecht, Ber-
lin—Leipzig—Wien 1941, S. 18.
68) C. Schmitt, a. a. O., S. 47 f.

69) W. Daitz, Lebensraum und gerechte Weltord-
nung — Grundlagen einer Anti-Atlantikcharta, Am-
sterdam 1943, S. 31. Ferner auch S. 50, 115 f., 127 f. 
— Ein anderer Versuch, einen Großraum zu bestim-
men, stammt von G. Jentsch: „Ein Gebiet, dessen 
einzelne Staaten in gut nachbarlichem Vertrauen 
und mit Verständnis für ihre gegenseitigen Bedürf-
nisse einander politisch ,zugewandt' sind und ein-
ander die Sicherheit geben, daß keiner der Teilneh-
mer eine Politik der Feindschaft oder Allianz gegen 
irgendeinen anderen Staat im selben Raum ver-
folgt, besonders nicht in Verbindung mit Außen-
seitern oder als deren Werkzeug." G. Jentsch, 
Lebensraum, in: Monatshefte für auswärtige Politik, 
Berlin 1940, 7/2, S. 85.
70) W. Daitz, a. a. O., S. 34. Vgl. auch: „ .. . es gibt 
keine neuen Kontinente mehr zu entdecken. Die 
vorhandenen richten sich nunmehr planmäßig als 
durch Völkerfamilien biologisch gebundene Groß-
raumwirtschaften ein. Sie werden so zu Bausteinen 
einer neuen, natürlichen und friedlicheren Welt- 
und Wirtschaftsordnung." Ebda. S. 104.



III. Kontinentalismus

Auch gegen, die Doktrin des Regionalismus, 
die — das sei noch einmal besonders hervor-
gehoben — gegenwärtig nicht die Maxime der 
of 71fiziellen amerikanischen Außenpolitik ist ),  
sondern die in den USA neben anderen außen-
politischen Konzeptionen diskutiert und ver-
treten wird, ist im Sinne von Karl Mannheim 
der Ideologieverdacht zu richten72). Im Ver-
gleich zu den europäischen Erfahrungen mit 
einer Gleichgewichtspolitik, von denen hier die 
Rede war, läßt sich vom Regionalismus weder 
sagen, daß sich hinter ihm das Interesse der 
Vereinigten Staaten an der für sie vorteilhaf-
ten Aufrechterhaltung des internationalen Sta-
tus quo verbirgt, noch, daß damit der Aufstieg 
der USA zu einer Weltmacht oder zu der Welt-
vormacht getarnt wird. Im Gegenteil, das inter-
nationale Machtsystem soll erklärtermaßen 
reorganisiert, das Gewicht der USA in ihm und 
ihre Verantwortung für sein Funktionieren 
sollen reduziert werden.

71) Die von R. C. Lawson bereits im Jahre 1962 ge-
troffene Feststellung, daß „regionalism can without 
exaggeration be termed a cornerstone of American 
foreign policy", trifft zu diesem Zeitpunkt allen-
falls auf die von den USA organisierten Militär-
paktsysteme zu. Der Begriff „regionalism" wird hier 
in einem ganz spezifischen Sinne verwandt, der sich 
später gewandelt hat. R. C. Lawson, International 
Regional Organizations — Constitutional Foun-
dations, New York 1962, p. VI.
72) Vgl. K. Mannheim, Ideologie und Utopie, Frank-
furt a. M. 19654, S. 53 ff.
73) Vgl. die offizielle Abdankungsurkunde von 
Kaiser Franz II. vom 6. 8. 1806, worin es heißt: 
„Wir erklären demnach durch Gegenwärtiges, daß

Wir das Band, welches Uns bis jetzt an den Staats-
körper des deutschen Reichs gebunden hat, als ge-
löst ansehen, daß Wir das reichsoberhauptliche 
Amt und Würde durch die Vereinigung der con- 
föderirten rheinischen Stände als erloschen und 
Uns dadurch von allen übernommenen Pflichten 
gegen das deutsche Reich losgezählt betrachten 
und die von wegen desselben bis jetzt getragene 
Kaiserkrone und geführte kaiserliche Regierung, 
wie hiermit geschieht, niederlegen". Zit. nach: 
E. R. Huber (Hrsg.), Dokumente zur deutschen Ver-
fassungsgeschichte, Stuttgart 1961, I, S. 36.
74) Vgl. H. J. Morgenthau, Politics Among Nations, 
p. 141 f.
75) Sir Oliver Franks, zit. nach: F. O. Wilcox, 
Regionalism and the United Nations, in: Inter-
national Organization, 1965, 19, p. 811.
76) Christian Science Monitor, v. 25. 3. 1965.
77) A. Etzioni, The Hard Way to Peace — A New 
Strategy, New York 1962, p. 195.

Gleichwohl ist nicht zu übersehen, daß dabei 
Interessen im Spiel sind und daß es um Ände-
rungen zum Vorteil der USA geht: um den 
Ausgleich zwischen den von den Vereinigten 
Staaten eingegangenen weltweiten Verpflich-
tungen und ihren vorhandenen begrenzten 
Möglichkeiten, um die Umverteilung von 
Lasten, die Befreiung von Ballas
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t. Interessen 
und Vorteile dieser Art sind, wenn überhaupt, 
allenfalls mit jenen zu vergleichen, die Kaiser 
Franz II. im Jahre 1806 dazu bestimmten, die 
Kaiserkrone des Heiligen Römischen Reiches 
Deutscher Nation niederzulegen )  — damit 

seine Macht auch offiziell von dem schwan-
kenden Boden des Reiches lösend und auf die 
festeren des österreichischen Staates grün-
dend —, und mit jenen, die Großbritannien 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ver-
anlaßten, die Verbindung mit seinen über-
seeischen Besitzungen, darunter auch zu In-
dien, diploma 74tisch geschickt zu entflechten ).

Die Doktrin des Regionalismus eröffnet, und 
das mag einen Teil der von ihr in den USA 
ausgehenden Faszination erklären, einen 
Weg, auf den sich die Anhänger ihrer beiden 
traditionellen außenpolitischen Schulen eini-
gen können, da diese Konzeption zwischen 
Isolationismus und Universalismus vermittelt. 
Durch internationale Regionalisierung sollen, 
wie ihre Befürworter erklären, die politischen 
Voraussetzungen geschaffen werden, die eine 
einheitliche Weltorganisation überhaupt erst 
funktions- und aktionsfähig machen würden. 
In diesem Sinne ist eine auf Regionen beru-
hende Weltordnung „the halfway house bet- 
ween the nation-state and a world not ready 
to become one" 75 ) sowie „the next big step 
forward in international Cooperation“ 76 ) und 
„both a stage in the development of the global 
Society and a permanent part of its struc- 
ture"77 ) genannt worden. Der sich in diesen 
Worten äußernde Gesinnungswandel ist 
bereits im Jahre 1940 von Edward H. Carr auf 
die Formel eines „escape from a theoretical 



and ineffective universalism into practical and 
workable regionalism" gebracht worden78 ). 
Andererseits vermag die Konzeption auch jene 
anzusprechen, die gegenwärtig einem gebro-
chenen Isolationismus, dem, wie er neuerdings 
genannt wird, „limitationism" anhängen79 ). 
Zur Erreichung ihres Zieles, die USA nach 
Möglichkeit aus den Händeln der Welt heraus-
zuhalten, ohne doch ihre Machtposition zu 
schmälern, kann der Regionalismus als Kom-
paß dienen. Tatsächlich hat der Regionalismus 
seine Anhänger auf beiden Seiten gefunden. 
Er präsentiert sich als die Vermittlung von 
zwei unpraktikablen, nicht einmal mehr theo-
retisch interessanten extremen Positionen.

78) E. H. Carr, Nationalism and After, London 1945, 
p. 45.
79) Vgl. Ch. Gati, Another Grand Debate? — The 
Limitationist Critique of American Foreign Policy,
in: World Politics, 1968, 21/1, p. 133—151.

Die hier nicht zu entfaltenden Vorbehalte und 
Einwände gegen die Doktrin des Regionalis-
mus konzentrieren sich auf drei Punkte, die 
als Fragen formuliert seien:

Erstens: Die Schaffung von regionalen Einhei-
ten kontinentalen Zuschnitts würde zwar zu 
einer Reduzierung möglicher Konfliktfälle, 
aber doch auch zu einer Vergrößerung vorhan-
dener Konfliktpotentiale führen. Inwieweit 
wird auf diese Weise die internationale Stabi-
lität nicht gefestigt, sondern im Gegenteil ge-
fährdet?

Zweitens: Durch die Entwicklung der moder-
nen Waffentechnik auf einen Stand, der im 
Falle eines mit nuklearen Waffensystemen 
ausgetragenen Konfliktes die Existenz der 
Menschheit bedroht, ist ein neues Element in 
die internationale Politik getreten, das in Rech-
nung zu stellen ist. Inwieweit wird, wenn sich 
die Zahl nicht nur der Atomwaffen besitzen-
den Mächte, sondern auch der für einen Atom-
waffenkrieg potentiell oder tatsächlich gerü-
steten Kontinentalmächte vergrößern würde, 
die Verhinderung der Proliferation von Atom-
waffen unmöglich bzw. unwirksam gemacht 
und die Gefahr eines Atomwaffenkrieges er-
höht?

Drittens: Die Regionalisierung hat auch eine 
innenpolitische und moralische Kehrseite. Un-
mittelbar von ihr betroffen wird die innere 
Ordnung und das Leben der Bürger einer jeden 
einzelnen regionalen Einheit. Inwieweit wird 
auf diese Weise das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker negiert, werden demokratische 
Regierungsformen gefährdet und individuelle 
Freiheiten abgeschrieben?

Die hier aufgeworfenen, gewiß nicht einfachen, 
sondern überaus komplexen Probleme werden 
in den Vereinigten Staaten in großer Breite 
und mit Leidenschaft diskutiert80 ). Die dabei 
angefallenen Ergebnisse sind überprüfbar. Sie 
haben bisher, so kritisch und einschränkend sie 
im einzelnen auch ausgefallen sind, das Inter-
esse an der Doktrin des Regionalismus nicht 
zu mindern vermocht. Dies nicht etwa deshalb, 
weil die Einwände nicht schwer und beden-
kenswert sind, sondern weil es offenbar an 
überzeugenderen und gleichzeitig praktikab-
len Alternativen mangelt.

Grundsätzliche und, wie ich fürchte, auch mit 
den stärksten Argumenten nicht zu überwin-
dende Ablehnung ist von zwei Seiten zu er-
warten: Von denen, die den Status quo des 
internationalen Staatensystems, die Kombina-
tion einer Vielzahl von Miniatur-, von einigen 
ehemaligen Groß- und von zwei Superstaaten 
verteidigen, und denen, die diesen Status 
sogleich und unmittelbar in eine Weltorganisa-
tion überführen wollen. Das sind durch viel-
fältige Interessen und ehrenwerte Wünsche 
gedeckte Positionen, von denen allerdings 
zweifelhaft ist, ob sie nicht historisch unzeit-
gemäß sind und dazu verurteilt, von den Ereig-
nissen widerlegt zu werden.

Ein Argument jedenfalls scheint mir nur auf-
grund eines bewußten oder unbewußten Miß-
verständnisses die Debatte in falsche Bahnen 
lenken zu können: daß die Konzeption des

80) Nach einer eigenen, unvollständigen Biblio-
graphie wird das Thema Regionalismus von nicht 
weniger als 163, vorwiegend in jüngster Zeit er-
schienenen Publikationen, davon 117 in den USA, 
direkt oder indirekt behandelt.



Regionalismus zwar theoretisch interessant, 
daß aber die Wirklichkeit halt anders ist; daß 
diese Konzeption, um es mit einem viel miß-
brauchten Wort zu sagen, utopisch ist. Den 
Anwälten des Regionalismus, die ich hier vor-
gestellt habe, geht es nicht darum, an die Stelle 
der Wirklichkeit eine Idee zu setzen, sondern 
sie wollen die praktische Bewältigung und 
theoretische Analyse dieser Wirklichkeit 
durch eine Konzeption erleichtern. Durch eine 
Konzeption, von der Roger D. Masters gesagt 
hat, daß durch sie die langfristigen Ziele der 
amerikanischen Politik für die „nächsten De-
kaden", für die nächsten „50 bis 100 Jahre“ 
anvisiert werden 81 sollen ).

Versucht man die in den Vereinigten Staaten 
in jüngster Zeit entwickelte Doktrin des Re-
gionalismus auf einen politischen Begriff sui 
generis zu bringen, der naturgemäß ein neuer, 
ein erst noch mit Inhalten zu füllender Begriff 
sein kann, dann bietet sich dafür der des „Kon- 
tinentalismus" an. Denn im Grunde geht es 
dabei um die bereits vorhandenen oder po-
tentiell noch möglichen politischen Gemein-
schaften von einer Größenordnung, die zwi-
schen der von Nationalstaaten und der einer 
Weltorganisation steht. Diese Gemeinschaften 
können weder von der Nation im kulturellen

81) R. D. Masters, A Multi-Bloc Model of the Inter-
national System, in: The American Political 
Science Review, 1961, 55/4, p. 798.

Sinne noch von der Menschheit insgesamt und 
auch nicht vom Begriff der Rasse her bestimmt 
werden. Ein in der Tat formales, aber vielleicht 
gerade deshalb brauchbares Kriterium ist ihre 
territoriale Basis. Sie verfügen, wenn sie auch 
nicht in jedem Fall mit den geographischen 
Kontinenten identisch sind, über ein Territo-
rium von kontinentalen Ausmaßen. Dies ist 
ihr principium individuationis.

Darauf auch laufen die versuchten Definitionen 
moderner Weltmachtstellung hinaus, wie etwa 
diejenige von George W. Ball, der sie in „einer 
Art mathematischer Kurzschrift" so formuliert 
hat: „Hilfsmittel und Bevölkerung eines Kon-
tinents plus einem hohen Grad an innerer 
Stabilität und innerem Zusammenhalt plus 
einer starken Führung, die den Willen hat, 
die gemeinsamen Ziele der Gesellschaft zu 
definieren und nach dieser Erkenntnis zu han-
deln." 82)  Es dürfte in diesem Zusammenhang 
so überraschend gar nicht einmal sein, wenn-
gleich sich darin ein Bruch mit mächtigen Tradi-
tionen ankündigt, aus Amerika die folgende 
Devise zur Außenpolitik zu vernehmen: „The 
immediate task, in short, is to make the world 
safe for the balance of power S
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ystem, and the 

balance System safe for the world." )

82) G. W. Ball, Disziplin der Macht — Vorausset-
zungen für eine neue Weltordnung, Frankfurt a. M. 
1968, S. 23.
83) I. L. Claude, Power and International Relations, 
New York 1962, p. 284.
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